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EFTA Européische Freihandelsassoziation

WTO Welthandelsorganisation

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

OSZE Organisation fir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
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UE

DFE
CrEDH
AIEA
UNESCO
PIB

EAR
DDC
RTS
DFAE
DDA
GATT
FORPRONU
CICR
CAD
UNRWA

MoU
PNB
MOAN
APD
APD

Union européenne

Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche
Cour européenne des droits de I'homme

Agence internationale de I'énergie atomique

Organisation des Nations unies pour I'education, la science et la culture
Produit intérieur brut

Echange automatique de renseignements

Direction du développement et de la coopération

Radio Télévision Suisse

Département fédéral des affaires étrangeres

Direction de la coopération au développement et de I'aide humanitaire
General Agreement on Tariffs and Trade

Force de protection des Nations unies

Comité international de la Croix-Rouge

Comité d'aide au développement

United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
Near East

Memorandum of Understanding (Protocole d’entente)
Produit national brut

Moyen-Orient et I'Afrique du Nord

Aide publique au développement

?ide )publique au développement par rapport au revenu national brut
RNB
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.03.2021
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Grundrechte

Mitte Januar 2021 startete mit Medienkonferenzen sowohl seitens des Initiativkomitees
als auch des Bundesrats der Abstimmungskampf zur Volksinitiative <«Ja zum
Verhiillungsverbot». In den zwei darauffolgenden Monaten bis zum
Abstimmungstermin am 7. Méarz 2021 war das Thema Verhullungsverbot in der Presse
praktisch téglich préasent. Wie die Zeitungs- und Inserateanalyse zeigte, erhielt die
Volksinitiative im angegebenen Zeitraum deutlich mehr Medienaufmerksamkeit als die
beiden anderen Abstimmungsvorlagen vom 7. Marz, das E-ID-Gesetz und das
Freihandelsabkommen mit Indonesien. Obgleich lber das Verhullungsverbot sehr viel
debattiert wurde, gab es weder flr noch gegen die Initiative eine nennenswerte
Inseratekampagne. Dies ging mit einer komplexen Gemengelage in der intensiv
geflihrten Debatte einher: Die Grenze zwischen dem beflrwortenden und dem
ablehnenden Lager war dusserst diffus; praktisch in jeder Partei oder gesellschaftlichen
Gruppierung, die ihren Standpunkt kundtat, gab es gewichtige Stimmen, die sich fur die
jeweils gegnerische Seite starkmachten. Neben dem Egerkinger Komitee, das die
Initiative lanciert hatte, und der SVP, die sie im Parlament unterstitzt hatte, stand auf
der Pro-Seite etwa auch ein Mitte-links-Komitee aus der Westschweiz, in dem sich
unter anderen GLP-Nationalratin Isabelle Chevalley (VD), der Genfer FDP-Grossrat Jean
Romain, der Berner SP-Grossrat Mohamed Hamdaoui und alt-CVP-Nationalratin
Marlyse Dormond Béguelin (VD) fur das VerhUllungsverbot engagierten. Ferner warb ein
Uberparteiliches Frauenkomitee um die Nationalratinnen Marianne Binder-Keller (mitte,
AG) und Monika Ruegger (svp, OW) sowie die Prasidentin des Forums fur einen
fortschrittlichen Islam Saida Keller-Messahli fur die Initiative. Fur ein Nein pléadierten
indes alle grossen Parteien ausser der SVP - allerdings keineswegs geschlossen -, ein
parlamentarisches Komitee unter der Federflihrung von FDP-Standerat Andrea Caroni
(AR), der  Schweizer  Tourismusverband, mehrere  Frauenverbande  und
Frauenstreikkomitees sowie diverse Akteure, die sich selbst als liberal verstanden oder
sich fur die Religionsfreiheit einsetzten, darunter die Operation Libero, Amnesty
International und verschiedene religiose Organisationen. Die grossen Abwesenden im
Abstimmungskampf waren die direkt Betroffenen, die Nikabtragerinnen selber. Wie der
Tages-Anzeiger berichtete, lag das jedoch nicht daran, dass man sie nicht hatte zu Wort
kommen lassen, sondern dass sie sich - abgesehen von zwei Interviews wahrend der
gesamten Kampagne - nicht &ussern wollten. Nach gemass eigenen Angaben
monatelanger Suche blieb der Zeitung deshalb nichts als die Erkenntnis, «dass verhullte
Frauen in der Schweiz nicht nur Kérper und Gesicht verstecken, sondern unsichtbar
und stumm bleiben>.

Argumentativ bewegte sich der Abstimmungskampf auf verschiedenen Ebenen, wobei
die Beflrwortenden und die Gegnerschaft Uber weite Strecken dieselben Punkte
vorbrachten, sie aber unterschiedlich interpretierten und daher zu gegenteiligen
Schlissen kamen. Neben der Islamdebatte und der Grundrechtsdiskussion wurde von
beiden Seiten aus feministischer, sicherheitspolitischer, staatspolitischer und
empirischer Warte argumentiert. Wenngleich der Initiativtext keinen Bezug zur
islamischen Gesichtsverschleierung herstellte, war beiden Seiten klar, dass sie sich vor
allem gegen jene richtete. In der Presse war daher meist vom «Burkaverbot» oder von
der «Anti-Burka-Initiative» die Rede, obwohl in der Schweiz - wenn Uberhaupt -
ausschliesslich der Nikab zu sehen sei, wie eine im Abstimmungskampf viel zitierte
Studie der Universitat Luzern feststellte. Wahrend das Contra-Lager die Initiative als
anti-islamisch und diskriminierend gegenlber Musliminnen verstand, sah die Pro-Seite
sie als Mittel zum Kampf gegen den radikalen Islam und den lIslamismus. Die
Religionsfreiheit der Musliminnen tangiere die Initiative nicht, weil die Verschleierung
nicht vom Islam verlangt werde, sondern ein kultureller Ausdruck fir die Unterdriickung
der Frau sei; sie kdnne daher nicht als Ausibung der persoénlichen Freiheit gewertet
werden. Vielmehr sei die Vollverschleierung sexistisch und entwdirdigend, weil sie die
Frauen im o&ffentlichen Leben wunsichtbar mache und entmenschliche. Die
muslimischen Frauen missten davor bewahrt werden, weil sie sich mit Gesichtsschleier
nicht in die Schweizer Gesellschaft integrieren konnten. Die Gegenseite betonte, dass
sich die Nikabtragerinnen in der Schweiz in der Regel aus religidser Uberzeugung
freiwillig verschleierten und nicht befreit werden mussten - im Gegenteil: Soziologische
Studien aus Frankreich zeigten, dass die Verschleierung von den strenggldubigen
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Musliminnen im westlichen Kulturkreis als antikonformistischer, emanzipatorischer Akt
verstanden werde. In Frankreich habe das Verbot den Gesichtsschleier sogar popularer
werden lassen, weil er jetzt auch als Ausdruck des Protests getragen werde. Zudem sei
es sexistisch und paternalistisch, den Frauen vorzuschreiben, wie sie sich zu kleiden
hatten und ihnen die freie Entscheidung fur den Schleier nicht zuzutrauen. Falls eine
Frau den Schleier tatsachlich unter Zwang trage, kriminalisiere das Verbot Uberdies das
Opfer und wirke kontraproduktiv, indem es die betroffenen Frauen zuhause einsperre
und erst recht aus der Gesellschaft ausschliesse. Dass es gemass der Studie der
Universitat Luzern in der Schweiz nur 20 bis 30 vollverschleierte Frauen gebe, gab dem
ablehnenden Lager Anlass, das Anliegen als unnoétige Symbolpolitik zu bezeichnen. Fur
die BeflUrworterinnen und Beflrworter war die Gesichtsverhillung jedoch eine
Prinzipienfrage und auch in noch so kleinen Zahlen nicht tolerierbar. Sie sahen sich im
Motto «Wehret den Anfangen» bestéarkt und forderten, jetzt zu handeln, solange es
noch nicht zu spat sei.

Weiter hob die Pro-Seite hervor, dass die Identifizierbarkeit von Personen
sicherheitsrelevant sei. Das Verhillungsverbot schitze die Gesellschaft somit auch vor
vermummten  Kriminellen wie zum Beispiel Hooligans oder gewalttatigen
Demonstrierenden. Dem setzte die Gegenseite entgegen, dass es in finfzehn Kantonen
bereits verboten sei, sich bei Demonstrationen und Sportveranstaltungen zu
vermummen. (Als erster Kanton hatte Basel-Stadt 1990 ein solches Verbot eingeflhrt.)
Ausserdem verhindere das Verhillungsverbot - anders als von den Initianten schon bei
der medienwirksamen Lancierung der Initiative suggeriert - keine Terroranschlage.
Daflr brauche es strafrechtliche und praventiv-polizeiliche Massnahmen, denn allein
durch ein Verhillungsverbot wirden radikalisierte Islamisten und Islamistinnen «nicht
plétzlich zurlck in die Mitte der Gesellschaft finden», wie es der «Sonntags-Blick»
formulierte. In anderen Kontexten, etwa in winterlicher Kélte, an der Fasnacht oder in
der Pandemiesituation, sei die Verhillung zudem auch fur die Initiantinnen und
Initianten kein Problem, wie die im Initiativtext enthaltenen Ausnahmen zeigten.

Auf der staatspolitischen Ebene drehte sich die Diskussion um die Frage, ob das
Verhillungsverbot in die Bundesverfassung gehore. Wahrend die Contra-Seite es
ablehnte, Kleidervorschriften in die Verfassung zu schreiben, sah das Pro-Lager dies als
gerechtfertigt an, weil es eben nicht um eine blosse Kleidervorschrift gehe, sondern um
einen Grundsatz der liberalen und demokratischen Gesellschaft: In der Offentlichkeit
das Gesicht zu zeigen und dasjenige des Gegenulbers zu sehen, sei fundamental fir das
Zusammenleben. Diese Begrindung hatte auch den EGMR wvon der
menschenrechtlichen Zuldssigkeit des Verhullungsverbots in Frankreich Uberzeugt, als
dieses in Strassburg vergeblich angefochten worden war. Darlber, ob die seit Monaten
geltende Maskenpflicht aufgrund der Corona-Pandemie dieses Argument ad absurdum
flhre oder ob sie gerade beweise, dass es das Verhullungsverbot flr das Funktionieren
der zwischenmenschlichen Beziehungen brauche, wurden sich die beiden Lager nicht
einig. Derweil war das gegnerische Lager der Ansicht, es sei gerade hochst illiberal,
etwas zu verbieten, das niemandem schade, nur weil es auf Ablehnung stosse. Auch der
Bundesrat argumentierte hauptsachlich staatspolitisch: Ein nationales
Verhillungsverbot greife in die Souveranitat der Kantone ein, denen die Polizeihoheit
obliege. Das Tessin und St. Gallen hatten bereits ein Verhullungsverbot eingefihrt,
wéhrend andere Kantone ein solches explizit abgelehnt hatten. Diese Entscheide seien
zu respektieren. Die Beflrwortendenseite argumentierte indessen, dass die Regelung
einer solch fundamentalen gesellschaftlichen Frage nicht den Kantonen Uberlassen
werden durfe. Dass die Gesichtsverhillung in vielen anderen européischen Landern -
darunter Belgien, Bulgarien, Danemark, Frankreich, Lettland und Osterreich - und sogar
einigen arabischen Staaten wie Agypten, Marokko, Senegal oder Tunesien verboten -
und im Falle von Frankreich das Verbot explizit vom EGMR als menschenrechtskonform
bestéatigt - sei, wertete die Pro-Seite als Zeichen der Legitimitét ihres Anliegens. Sie
betonte zudem die guten Erfahrungen, welche die Kantone Tessin und St. Gallen damit
gemacht hatten. Weder im Tessin noch in den bei arabischen Géasten beliebten
Osterreichischen Ferienorten habe sich das Verhullungsverbot negativ auf den
Tourismus ausgewirkt, wie es der Tourismusverband befurchtete. Die Contra-Seite hob
hingegen hervor, dass im Tessin und in St. Gallen praktisch keine Verstosse gegen das
Verbot registriert wurden, was bestatige, dass es sich nur um ein Scheinproblem
handle. In diesem Zusammenhang war in den Augen der Beflrworterinnen und
Beflrworter auch Justizministerin Karin Keller-Sutter, die sich im Namen des
Bundesrats gegen das Verhillungsverbot aussprach, nicht glaubwirdig, weil sie in St.
Gallen als ehemalige Polizeidirektorin genau ebendieses eingefliihrt habe. Gleichzeitig
attestierten die Gegnerinnen und Gegner dem Egerkinger Komitee und der SVP ein
Glaubwdurdigkeitsproblem, weil sie ihnen ihr Engagement flr Frauenrechte nicht
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abkauften.

Neben der Initiative selbst sorgte auch der indirekte Gegenvorschlag, der bei
Ablehnung der Initiative automatisch in Kraft treten wurde, flr einige Diskussionen. Die
Initiativgegnerinnen und -gegner waren der Ansicht, der Gegenvorschlag regle mit der
gesetzlichen Pflicht, zur Identifizierung vor Behdérden das Gesicht zu zeigen, alles
Notige. Ausserdem leiste er - im Gegensatz zum Verhullungsverbot - einen
tatsachlichen Beitrag an die Starkung der Frauenrechte und die bessere Integration von
auslandischen Frauen in die Gesellschaft. Die Initianten argumentierten hingegen, der
Gegenvorschlag 16se  das  eigentliche Problem nicht und wer keine
«Gleichstellungsoffensive» («Weltwoche») wolle, miisse mit der Annahme der Initiative
den Gegenvorschlag verhindern.

Die durchgeflihrten Umfragen attestierten der Initiative von Anfang an gute Chancen.
Nachdem Ende Januar eine klare Ja-Mehrheit von 63 Prozent (Tamedia) bzw. 56
Prozent (SRF) resultiert hatte, legte die Nein-Kampagne im Folgenden etwas zu. Zwei
Wochen vor der Abstimmung bekundeten noch 59 bzw. 49 Prozent der Befragten eine
Ja-Stimmabsicht. Wahrend die Parteibasis der SVP durchwegs zu rund 90 Prozent ja
stimmen wollte, zeigten sich die Anhéngerschaften von FDP, Mitte und GLP gespalten -
hier konnte das Nein-Lager im Verlauf der Kampagne Boden gutmachen. Auch im linken
Lager traf das Anliegen immerhin bei rund 30 Prozent der Befragten auf Wohlwollen. '

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Déposé en juin au Conseil national, un postulat Lang (pe, ZG) a demandé au Conseil
fédéral d'étudier la possibilité de suspendre les achats et les ventes d’armes et de
matériel de guerre aux pays du Proche-Orient, et de réexaminer la collaboration
militaro-technique avec eux. Les pays visés par cette intervention sont ceux impliqués
dans le conflit israélo-palestinien ou qui ont un rapport militaire a ce conflit. Le Conseil
fédéral a recommandé le rejet de ce postulat, car une telle suspension aurait, selon lui,
des conséquences importantes aux plans économique et militaire. Il ajoute qu’une
suspension constituerait une rupture par rapport a la pratique suivie jusqu’a présent en
matiere d’exportation de matériel militaire et entrainerait de surcroft une perte de
crédit pour la Confédération en tant que partenaire de négociations. ?

Dans sa réponse a une interpellation du Groupe des Verts déposée au Conseil national,
le Conseil fédéral a déclaré que, contrairement & sa position au cours du conflit irakien
de 2003, il était arrivé a la conclusion que le droit de la neutralité ne s’appliquait pas
dans le cadre des hostilités qui se sont déclenchées durant I’été dans la Bande de
Gaza et au Liban (avec Israél). Il a toutefois souligné qu’il avait appelé toutes les parties,
par la voix du DFAE, a respecter le droit international humanitaire, et qu’il avait
condamné les violations de ce dernier. Apres avoir attribué 5 millions de francs au CICR
a titre humanitaire d'urgence a la fin juillet, le Conseil fédéral a renforcé son aide
humanitaire au Liban et dans les territoires palestiniens en débloquant 15 millions de
francs supplémentaires début septembre. *

Le Conseil des Etats et le Conseil national ont tous deux pris acte du rapport de
politique extérieure 2018 au mois de mars 2019. Faisant écho aux objectifs définis dans
le cadre de la Stratégie de politique étrangere 2016-2019, le rapport en question dresse
un bilan général de l'action portée par la Suisse en termes de politique extérieure
durant I'année écoulée. Rapporteur pour la CPE-CE, Didier Berberat (ps, NE) a entre
autres évoqué le défi majeur que représente la préservation d'un ordre international
basé sur le droit - et ce notamment face a l'imprévisibilité de certains dirigeants
politiques, Etats-Unis et Chine en téte -, les difficultés & concilier politiques
économiques et droits de I'hnomme - a I'exemple des relations établies avec la Chine
dans le contexte de la mise en ceuvre de l'initiative des nouvelles routes de la soie -, le
role crucial des bons offices offerts par la Suisse en faveur de la promotion de la paix
ainsi que les réformes prévues par la Stratégie de politique extérieure 2020-2023
quant a l'organisation du personnel diplomatique. En matiere de développement,
|'intérét apporté par la Confédération a I'Agenda 2030 de I'ONU pour le développement
durable a également été salué. Sans surprise, le rapport présenté aux chambres
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accordait également une place de choix a la question européenne, et plus
particulierement aux préoccupations relatives au Brexit et aux relations Suisse-UE. Tel
que formulé par Claude Béglé (pdc, VD), rapporteur pour la CPE-CN, «la question
centrale a été, et est encore, celle de I'accord-cadre institutionnel entre la Suisse et
I'Union européenne», condition sine qua non pour l'acces de la Suisse au marché
européen.

Alors qu'au Conseil des Etats, le rapport de politique extérieure 2018 n'a suscité aucun
commentaire ou presque, au Conseil national, les interventions se sont succédées a la
tribune. Roger Képpel (udc, ZH) a exprimé tout le mal qu'il pensait de I'accord cadre
avec I'UE. Carlo Sommaruga (ps, GE) a interrogé le conseiller fédéral Ignazio Cassis
quant aux raisons de la diminution du crédit-cadre pour la Suisse comme Etat-hote et
dénoncé le refus du DFAE de mettre en ceuvre sa motion en faveur de la ratification du
traité sur l'interdiction des armes nucléaires. Prenant pour exemple le manque
d'initiative de la part du gouvernement helvétique quant au conflit israélo-palestinien
ou a la guerre civile faisant rage au Yémen, Denis de la Reussille (pst, NE) a, au nom du
groupe des Verts, déploré que l'orientation du rapport soit, de maniere générale,
centrée uniquement sur les échanges commerciaux et économiques, et ce notamment
aux dépens du respect des droits humains. *

Die kleine Kammer nahm in der Sommersession 2020 Kenntnis von der
Aussenpolitischen Strategie 2020-2023. Der Kommissionssprecher der APK-SR,
Damian Muller (fdp, LU), wollte die Strategie im Namen der APK-SR im Plenum vertieft
diskutieren. Carlo Sommaruga (sp, GE) nahm dies zum Anlass, die «Erosion der
Solidaritat» zu kritisieren. Bezeichnenderweise werde der Solidaritatsgedanke in der
Aussenpolitischen Strategie auch nicht mehr als grundlegendes Prinzip genannt. Er
beméangelte die nicht erreichte APD-Quote von 0.5 Prozent in der
Entwicklungszusammenarbeit, welche vom Parlament gefordert worden war, sowie die
Nichterfullung der Quote von 0.7 Prozent des BIP, zu deren Einhaltung die Schweiz sich
gegenuber der UNO verpflichtet hatte. In der Folge warf er der Regierung Untatigkeit
hinsichtlich der Menschenrechtsverletzungen in China sowie der Besetzung
palastinensischer Gebiete vor. Schliesslich brachte Sommaruga auch seine Motion
(M0.17.4241) zur Ratifikation des Vertrags liber das Verbot von Atomwaffen zur Sprache.
Diese war von beiden Parlamentskammern angenommen worden, daher habe er
zumindest die Beschreibung der Umsetzung in der Strategie erwartet. Da sich sonst
niemand zu Wort meldete, fiel die angedachte «vertiefte» Diskussion dusserst kurz
aus. °

Im Oktober 2020 publizierte der Bundesrat erstmals eine aussenpolitische Strategie
fiir den Mittleren Osten und Nordafrika, die den Rahmen fir samtliche Aktivitaten der
Schweiz in der MENA-Region von 2021 bis 2024 bilden soll. Grund flr die erstmalige
Erarbeitung einer eigenen geografischen Strategie flr diese Region sei unter anderem
die geografische Nahe, die wichtige Rolle der Schweiz bei der Friedensférderung und
der Guten Dienste und die Schltsselrolle flr die Sicherheit der Schweiz hinsichtlich
terroristischer Anschlage und steigenden Migrationsdrucks, erklarte der Bundesrat.
Auch in der Strategie der Internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 gelte sie als eine
der vier Schwerpunktregionen.

Die geografische Teilstrategie stehe wie die Ubergeordnete Aussenpolitische Strategie
2020-2023 im Zeichen des Whole-of-Government-Ansatzes, mithilfe dessen alle
Departemente, die Bundeskanzlei und das Aussennetz der Schweiz an einer koharenten
Umsetzung der Aussenpolitik beteiligt werden sollen. Die Strategie unterscheidet
zwischen thematischen Schwerpunkten - Frieden, Sicherheit und Menschenrechte;
Migration und Schutz von Menschen in Not; nachhaltige Entwicklung; Wirtschaft,
Finanzen und Wissenschaft; Digitalisierung und neue Technologien - und geografischen
Schwerpunkten - Nordafrika; Naher Osten; Arabische Halbinsel und Iran. Fir jede
Teilregion wurden die drei wichtigsten Themenbereiche der Schweiz definiert und
zudem fur jedes Land individuell die aussenpolitischen Prioritaten festgelegt.

Der Bundesrat erlauterte im Strategiepapier, dass sich die Schweiz in Nordafrika vor
allem auf ihr Engagement fur eine gute Regierungsfihrung, eine nachhaltige
Wirtschaftsentwicklung und eine sichere Migration fokussieren werde. Durch die
Schaffung nachhaltiger Perspektiven in den Herkunftsléndern und den Abschluss neuer
Migrationsabkommen soll irregulare Migration verhindert werden. Die Férderung des
Mitspracherechts der Bevélkerung und Initiativen zur Verbesserung der
wirtschaftlichen Perspektiven stiinden in dieser Region daher im Mittelpunkt, so der
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Bundesrat. Im Nahen Osten wolle sich die Schweiz weiterhin an der Suche nach einer
politischen Losung fur die Konflikte in Syrien, Israel und Palastina beteiligen. Zudem
versuche man in diesen Landern die Berufsbildung zu férdern und den Zugang zum
Arbeitsmarkt zu verbessern. Mit Israel sollen dartber hinaus Partnerschaften im Bereich
Fintech und Medtech abgeschlossen werden. Auf der arabischen Halbinsel und im Iran
ist die Schweiz bereits aufgrund des Schutzmachtmandats der USA in Iran und zwischen
Iran und Saudi-Arabien sehr aktiv. Zuklnftig soll der bilaterale Dialog zwischen den
Staaten der Region, auch im Hinblick auf den seit Jahren andauernden Jemen-Krieg,
intensiviert werden, um die Sicherheit und Stabilitat der Region zu starken. Auch neue
Wirtschafts- und Finanzkooperationen sollen umgesetzt werden, da sich viele Staaten
in der Region aufgrund der volatilen Erddlpreise um eine Diversifizierung ihrer
Wirtschaft bemuhten, stellte der Bundesrat im Bericht fest. Da diese Staaten auch
allesamt vom Klimawandel betroffen seien, nicht zuletzt wegen Wasserknappheit, legten
sie sehr viel Wert auf einen nachhaltigen Umgang mit natlrlichen Ressourcen und auf
nachhaltige Energietrager. Fur Schweizer Unternehmen, die sich auf entsprechende
Technologien spezialisiert haben, boéte die geplante Energiewende vielfaltige
Expansionsmoglichkeiten. ¢

Die sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates reichte in Reaktion auf den im
Oktober 2023 neu ausgebrochenen Konflikt im nahen Osten zwei Vorstdsse ein. Mit
einer Motion (23.4312) wollte sie die «Terrororganisation Hamas> verbieten lassen. In
einem Postulat (23.4313) verlangte sie die Prifung, ob die Schweiz eigenstandige
Sanktionen gegen die Hamas ergreifen konne. Auch solle sichergestellt werden, dass
die Hamas keine finanzielle Unterstlitzung aus der Schweiz erhalt. Im Postulatsbericht
solle dartber hinaus erdrtert werden, inwiefern die Schweiz im UNO-Sicherheitsrat
darauf hinarbeiten koénne, dass die Hamas auch von der UNO «als verbotene
Gruppierung qualifiziert wird».

Die SiK-NR begriindete die beiden Vorstésse damit, dass die Ideologie der Hamas
demokratie- und menschenfeindlich sowie antisemitisch sei. Zwar habe die offizielle
Schweiz bislang die Haltung vertreten, dass der Dialog mit der Hamas aufrechterhalten
werden musse. Mit ihrer Attacke auf Israel habe sich diese nun aber «als
Gespréachspartnerin fur einen Frieden [...] vollends diskreditiert». ’

Der Bundesrat hielt wenige Tage nach dem Angriff der Hamas auf Israel Anfang Oktober
2023 in einer Medienmitteilung fest, dass er diese Terroranschlage der Hamas aufs
Scharfste verurteile, forderte die sofortige Freilassung der festgehaltenen Geiseln und
vertrat die Ansicht, dass die Hamas als terroristische Organisation eingestuft werden
solle. Er schuf sodann eine bundesréatliche Taskforce, welche den Auftrag erhielt, «die
rechtlichen Optionen fir ein Verbot der Hamas zu prufen». Der Bundesrat liess
ausserdem verlauten, dass er keine Kenntnis davon habe, dass offizielle Schweizer
Gelder der Hamas zu Gute gekommen wéaren. Das EDA werde jedoch préaventiv eine
detaillierte Analyse der entsprechenden Finanzflisse vornehmen. Weiter wies die
Regierung darauf hin, dass die Schweiz stets zur Verfligung stehe, um eine Deeskalation
in der Region voranzubringen.

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Il est parfois difficile de différencier le statut de nationalité de celui de membre d'une
organisation internationale. Cette réflexion aurait pu étre faite par le CICR aprés
I'enlevement de I'un de ses délégués au Liban, le Suisse Peter Winkler. Kidnappé en
novembre, celui-ci était libéré en décembre sans que I'on connaisse avec certitude les
tenants et aboutissants de cette affaire. Si, durant les deux premiéres semaines de
détention, celle-ci relevait de la seule Croix-Rouge, la publication d'une lettre de Peter
Winkler, spécifiant qu'il avait été enlevé en tant que ressortissant suisse et non en
tant que délégué du CICR, obligeait le DFAE a intervenir. Dées lors, une certaine
ambiguité au niveau des compétences a régné entre le CICR et les autorités fédérales.
En effet, pour le CICR Winkler était un délégué de nationalité suisse alors que pour le
DFAE, il était un ressortissant suisse délégué du CICR.

Certaines sources ont cependant affirmé que la Suisse n'aurait ni négocié directement
avec les ravisseurs ni fait aucune concession, qu'il s'agisse du pirate de I'air Hariri
(détenu a Genéve) ou d'une demande de rancon. Ce dénouement rapide pourrait étre
lié aux contacts établis par la Suisse lors de la session de I'"Assemblée générale de I'ONU
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qui s'est tenue en décembre a Genéve, suite au refus des Etats-Unis d'octroyer un visa
au leader palestinien Yasser Arafat. De méme, I'intervention de I'ambassadeur de Suede
en Syrie a certainement contribué a la rapidité du processus. *

L'unité sanitaire suisse envoyée au Sahara occidental pour soutenir 'opération de
|'ONU a vu son mandat prolongé pour la durée de I'année 1992 dans un premier temps,
puis pour 1993. Le Conseil fédéral a décidé de réduire l'effectif des personnes
engagées dans cette mission en raison du nombre peu élevé de casques bleus de
I'ONU.

Mettant un terme au huitiéme et dernier cycle de négociations commerciales engagées
sous I'égide du GATT, les ministres de 111 pays - dont le conseiller fédéral Jean-Pascal
Delamuraz - ont signé le 15 avril a Marrakech (Maroc) I'Acte final qui entérine les
résultats du Cycle d'Uruguay et crée I'Organisation Mondiale du Commerce (OMC). Dans
la Déclaration de Marrakech, les ministres se sont engagés a entreprendre les
démarches nécessaires pour ratifier les résultats de la négociation afin qu'ils puissent
étre mis en vigueur au plan international le ler janvier 1995 ou deés que possible aprés
cette date. Le Conseil fédéral ayant décidé de soumettre ces accords au référendum
facultatif, Jean-Pascal Delamuraz a tenu a rappeler, a cet égard, que leur ratification
par la Suisse pourrait passer par une votation populaire. Pour assurer la transition du
GATT a I'OMC, les signataires de I'Acte final ont décidé l'instauration d'un Comité
préparatoire de I'OMC. Désireux, par ailleurs, de coordonner les politiques en matiéere
de commerce et d'environnement, les ministres se sont prononcés pour la création -
des I'entrée en vigueur de I'Accord instituant I'OMC - d'un Comité du commerce et de
I'environnement. lls ont également saisi I'occasion de la conférence de Marrakech pour
proposer les nouveaux themes qui devraient figurer a I'ordre du jour de la future OMC.
Au nombre de ceux-ci figurent, entre autres, les relations entre le systeme commercial
et les normes de travail internationalement reconnues, les relations entre les politiques
de migration et le commerce international, le commerce et la politique en matiere de
concurrence et le commerce et les investissements.

(c.f. aussi: répercussions des accords du GATT sur I'agriculture suisse) "

Répondant & une demande de I'ONU, le brigadier Peter Arbenz a été€ nommé inspecteur
général des Forces de protection des Nations Unies en ex-Yougoslavie (FORPRONU). Par
ce mandat d'une durée de six mois, I'ancien directeur de I'Office fédéral des réfugiés a
été chargé d'analyser le comportement de la troupe, la logistique et la coopération avec
les organisations humanitaires. De retour en Suisse, Peter Arbenz a tiré un bilan positif
de l'action menée par les Casques bleus de la FORPRONU. De son cbété, I'ancien
conseiller fédéral René Felber a également été mandaté par I'ONU pour enquéter sur
les violations des droits de I'hnomme dans les territoires occupés depuis la signature des
accords de paix entre Israél et I'OLP.

Apres les déconvenues rencontrées par I'AELE en 1994, les perspectives d'avenir quant
a I'évolution de I'organisation se sont quelque peu améliorées durant I'année sous
revue. Désireuse de renforcer sa présence et son influence européenne sans pour
autant élargir le nombre de ses membres, I'Association a adopté a Bergen (Norvége) une
déclaration prévoyant la conclusion de nouveaux accords de libre-échange avec les
pays tiers. Dans cette perspective, I'AELE devait tout d'abord signer un accord de ce
type avec la Slovénie dont la demande d'adhésion & l'organisation est toujours
pendante. Lors de la réunion des ministres des pays membres qui s'est déroulée a
Zermatt (VS), I'Association a par la suite conclu des accords multilatéraux de libre-
échange avec la Lituanie, la Lettonie et I'Estonie ainsi que des déclarations de
coopération avec trois pays d'Afriqgue du Nord (Egypte, Maroc et Tunisie). Celles-ci
pourraient servir de base a la création d'une future zone de libre-échange. Signalons
enfin que le secrétariat général de I'AELE - qui a repris ses activités début juillet aprés
avoir été réorganisé et redimensionné - restera basé a Genéve. *
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La Suisse, par la voix de la conseillere fédérale Micheline Calmy-Rey, a salué la
résolution de I'ONU condamnant la barriere de sécurité israélienne érigée en
Cisjordanie. Elle s’est toutefois montrée prudente quant a la possibilité de convoquer
une conférence internationale a Genéve sur cette question. Le projet de résolution
déposé a I'ONU par la Jordanie, qui demandait que la Suisse organise, en tant que
dépositaire des Conventions de Genéve, une conférence internationale sur la question
du mur érigé en Palestine par Israél, a finalement été dilué et le texte a donné a la
Suisse la possibilité et non I'obligation de convoquer une telle réunion. ™

Ende September wurde eine von der Schweiz zusammen mit Argentinien und Marokko
ausgearbeitete Resolution im UNO-Menschenrechtsrat in gegenseitigem Einvernehmen
verabschiedet. Durch diesen Entscheid wurde die Position eines neuen
Sonderberichterstatters geschaffen, welcher die UNO-Mitgliedsstaaten in Situationen
beraten und unterstitzen kann, in welchen die Menschenrechte oder das humanitare
Vélkerrecht grob verletzt werden. ™

En novembre, la Palestine a accédé au statut d'Etat observateur au sein des Nations
Unies. Lors de ce scrutin, la Suisse a exprimé son soutien & ce changement de statut.
Cette décision a créé des remous en commission de politique extérieure (CPE). En
effet, la CPE-CN a soutenu le gouvernement par 13 voix contre 1 et 8 abstentions. Au
Conseil des Etats, la commission a également joué la carte de la prudence avec un vote
majoritairement abstentionniste (8 voix), 5 oui et 0 non. ™

Anfang November 2022 gab das EDA die Teilnahme von Bundesprasident Cassis und
Bundesratin Sommaruga an der UNO-Klimakonferenz COP27 in Sharm el-Sheik
bekannt. Hauptthema der Konferenz sei die Frage, wie das bereits existierende Ziel, die
Erderwédrmung auf 1.5 Grad zu begrenzen, erreichbar bleibe. Dazu sollten neue
Beschliisse zur Umsetzung des Pariser Ubereinkommens gefasst werden. Die Schweiz
engagiere sich fur mehr Investitionen in den Klimaschutz sowie fir die Erarbeitung
konkreter Beschlisse, welche sich auf die Lander und Sektoren mit den gréssten
Emissionen konzentrierten, so das EDA. Bundesprasident Cassis hielt am
Eréffnungsanlass eine Rede, in der er unter anderem Finanzierungshilfen flur den
Globalen Umweltfonds (CHF 155.4 Mio.), den Sonderfonds Klimaédnderungen (CHF 11.8
Mio.) und den Fonds fur die am wenigsten entwickelten Lander (CHF 16 Mio.)
ankindigte. Am Rande der Konferenz unterzeichnete er ein bilaterales Klimaabkommen
mit Marokko. Des Weiteren nahm er an einer Diskussion zum Thema
Erndhrungssicherheit und Klima teil und sprach mit dem Premierminister von
Grossbritannien, der Premierministerin Italiens, den Ministerprasidenten Schwedens
und der Palastinensischen Autonomiegebiete sowie mit den Prasidenten von Slowenien,
Ruménien und lIsrael. Bundesratin Sommaruga reiste erst am 16. November nach
Agypten, um mit weiteren Umweltministern und -ministerinnen hochrangige Gespréache
auf politischer Ebene zu fihren.

Zwischenstaatliche Beziehungen

Une convention de sécurité sociale entre la Suisse et Israél a donné lieu a une
controverse. L'accord était déja paraphé et ne posait pas de probléme si ce n'est que
les parties n'ont pas pu s'entendre sur le lieu de sa signature. Israél s'obstinait a
proposer Jérusalem, ville dont elle venait de faire sa capitale en violant le droit des
gens. Berne déclarait que la Suisse signerait n'importe ou sauf a Jérusalem. On ne
voulait, en effet, pas donner l'impression que la Suisse reconnaissait, par un acte
officiel, I'annexion de Jérusalem par les Israeliens.

L'Association Suisse-Palestine a déposé une pétition en faveur de la reconnaissance de
I'Organisation de libération de la Palestine (OLP). Dans sa réponse négative, le Conseil
fédéral a rappelé notre pratique, qui consiste a ne reconnaltre que des Etats. Il a
toutefois exprimé sa conviction selon laquelle une solution équitable du conflit au
Proche-Orient passait forcément par la prise en considération des droits du peuple
palestinien. Selon le Conseil fédéral, la Suisse pourrait offrir ses bons offices dans le
réglement de ce conflit.
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MIGRIERT L'Association Suisse-Palestine a déposé une pétition en faveur de la
reconnaissance de I'Organisation de libération de la Palestine (OLP). Dans sa réponse
négative, le Conseil fédéral a rappelé notre pratique, qui consiste a ne reconnaitre que
des Etats. Il a toutefois exprimé sa conviction selon laquelle une solution équitable du
conflit au Proche-Orient passait forcément par la prise en considération des droits du
peuple palestinien. Selon le Conseil fédéral, la Suisse pourrait offrir ses bons offices
dans le réglement de ce conflit. ¥

MIGRIERT A I'occasion de la rencontre a Berne entre P. Aubert et le responsable des
Affaires étrangeres au sein de I'Organisation de libération de la Palestine (OLP), le chef
du DFAE s'est déclaré prét a offrir ses bons offices pour un réglement équitable du
conflit au Proche-Orient. En outre, il a tenu a préciser a nouveau la position du Conseil
fédéral. Un tel reglement ne saurait étre envisagé sans y associer toutes les parties
concernées. Il faudra donc d'une part reconnaitre le droit d'Israél a I'existence et a la
sécurité dans des frontieres internationalement reconnues et d'autre part prendre en
considération les aspirations légitimes du peuple palestinien a se déterminer sur son
propre avenir. L'OLP représente a cet égard incontestablement la principale
organisation palestinienne. Cette entrevue a suscité un certain nombre de réactions. Le
PRD et les milieux pro-israéliens I'ont nettement désapprouvée. Ils ont estimé qu'en
recevant un tel représentant, le gouvernement ne faisait que cautionner une
organisation terroriste et remettait de surcroit en question la pratique qui consiste a
ne reconnaitre que des Etats Iégalement créés. Pour sa part, I'ambassade d'lsraél en
Suisse a recouru a un procédé guere en usage dans notre pays. Elle a distribué a la
presse un dossier sur les déclarations récentes de ce responsable politique et de
membres de I'OLP. Il est effectivement exceptionnel qu'une mission d'un pays étranger
s'en prenne a la politique des autorités helvétiques. Cette visite pourrait cependant
avoir des répercussions plus importantes qu'il n'y parait. Elle montre en effet a la
communauté internationale que la Suisse, tout comme la plupart des Etats européens,
admet que la participation des Palestiniens a la recherche d'une solution au probléme
du Proche-Orient est primordiale et qu'a ce titre, I'OLP a un role essentiel a jouer. %°

Les Chambres fédérales ont approuvé a l'unanimité les conventions de double
imposition avec le Luxembourg (93.030) et le Maroc (93.046) ainsi que la révision de
celle avec I'Allemagne (93.028).

Le secrétaire d'Etat Jakob Kellenberger s'est rendu en Egypte et en Syrie ou il a dressé
la liste des engagements de la Suisse au Proche-Orient. A cet égard, 60 millions de
francs sur cing ans sont prévus pour des travaux de reconstruction en Cisjordanie et
dans la bande de Gaza. J. Kellenberger en a également profité pour rappeler que la
Suisse était préte a offrir ses bons offices. %

Suite a I'accord de Washington entre Israél et I'OLP et dans I'optique de soutenir le
processus de paix au Proche-Orient, Otto Stich et Flavio Cotti ont accueilli
officiellement Yasser Arafat pour la premiere fois dans I'histoire de la diplomatie
suisse. A cette occasion, le chef de I'OLP a manifesté son intérét pour l'aide de la
Confédération. Lors de la tenue de la Conférence de Casablanca sur le développement
économique du Proche-Orient, Jean-Pascal Delamuraz, en compagnie de Flavio Cotti,
a, a son tour, rencontré le leader palestinien. %

Les autorités fédérales ont décidé de procéder, d'ici a fin 1996, a la fermeture des
ambassades de Suisse a Luanda (Angola), Yaoundé (Cameroun) et Panama, ainsi qu'a
I'ouverture d'un consulat général a Shanghai (Chine). L'ambassade de Suisse & Beyrouth
(Liban) sera, quant a elle, réouverte. En revanche, les consulats généraux établis a
Windhoek (Namibie), Bregenz (Autriche), Curitiba (Brésil), Dijon et Le Havre (France),
ainsi que le bureau des visas de Casablanca (Maroc) seront supprimés. La
Confédération a, par ailleurs, créé un bureau de liaison & Jéricho auprés des autorités
autonomes palestiniennes.
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Une opération ratée et mise a jour du Mossad a Berne a failli compromettre la visite de
quatre jours de Flavio Cotti en Israél et en Jordanie. Finalement, le Président de la
Confédération s’est bel et bien rendu au Proche-Orient ou il a rencontré le Premier
Ministre Benjamin Netanyahou. Il a notamment été question des fonds en déshérence
et du processus de paix. A cette occasion, Flavio Cotti a également pu rencontrer le
leader de I'OLP Yasser Arafat qui a loué I'aide suisse apportée a la Palestine. %

Outre sa visite diplomatique en lIsraél et dans les territoires palestiniens ou il s’est
entretenu avec Yasser Arafat et a visité un camp de réfugiés, Joseph Deiss s’est rendu
aux Etats-Unis, pour y rencontrer son homologue Colin Powell et plusieurs membres de
I"'administration Bush. Le chef du DFAE a remis au président une lettre de Moritz
Leuenberger, regrettant la décision américaine de ne pas ratifier les accords de Kyoto
et lui demandant en vain de reconsidérer sa position. Joseph Deiss est retourné plus
tard dans l'année aux Etats-Unis, a New York, pour assister en observateur a
I’Assemblée générale des Nations Unies et préparer le terrain d'une demande
d’adhésion, alors que la campagne était déja engagée par le Conseil fédéral en Suisse.
Suite au discours bellicistes de George W. Bush en réaction aux attentats new-yorkais,
Joseph Deiss a désapprouvé la mort de victimes civiles innocentes lors de représailles
et a souhaité que ces dernieres ne sortent pas du cadre de I'Etat de droit auquel
doivent se tenir les démocraties. Autre pays visité au cours de I'année: I'Algérie, ou le
conseiller fédéral fut convié a un colloque interdisciplinaire sur la question de I'identité
nationale, la Bulgarie, ou le chef du DFAE a rencontré le président Peter Stoianov a
Sofia, et le Tchad, a l'occasion de la quinziéme conférence ministérielle de la
francophonie & N'Djamena. Il a enfin conclu I'année par une visite en Espagne ou
Joseph Deiss a rencontré son homologue Josep Piqué i Camps. Les discussions ont
porté sur le nouveau dossier des bilatérales «bis» que la Suisse espére voir avancer le
plus vite possible: en assumant la présidence de I'UE en 2002, I'Espagne pourrait a cet
effet jouer un réle important. %

Le Bureau suisse de liaison auprés de I’Autorité palestinienne a été vertement critiqué
par le gouvernement israélien, qui I'a jugé «indésirable dans sa forme actuelle». Cette
réaction a fait suite aux déclarations de la cheffe du Bureau, Annick Tonti, suite a
|"élection d’Ariel Sharon, propos considérés comme déplacés du coté israélien. La
représentante suisse avait fait part de son sentiment de moins entendre parler de paix
depuis quelques mois, notamment depuis I'élection de Sharon. 7

La Déclaration du Conseil national concernant la nécessité d'un arrét immédiat des
violences au Proche-Orient, proposée par la Commission de politique extérieure du
Conseil national, a été rejetée car jugée trop anti-israélienne. Pour ses promoteurs, ce
sont avant tout la précipitation et le manque de discussion préalable qui ont causé son
rejet. Pour les adversaires, c’est le contenu déséquilibré du texte qui a fait la
différence. Il a été soutenu principalement par les socialistes, les verts et quelques
bourgeois. %

La Suisse s’est toutefois jointe a I'UE, a I'ONU, aux Etats-Unis et a la Russie pour appeler
Israél a un retrait des territoires palestiniens occupés et Yasser Arafat a tout mettre en
ceuvre pour l'arrét des attentats. Le gouvernement a réaffirmé son attachement au
respect du droit humanitaire. Il a lancé des signaux politiques clairs en chargeant le
DDPS de réexaminer sa coopération avec I'Etat hébreux. De plus, il a demandé au
Département fédéral de I'économie et au Département fédéral des finances de revoir
les échanges entre les deux pays. C'est plus particulierement le fonctionnement de
|"accord de libre-échange conclu avec I'’AELE qui etait concerné dans la mesure ou il
s'agissait d'éviter que des produits issus des colonies bénéficient de cet accord. Le
vice-ministre de la défense israélienne a fait part de ses réserves relatives au réexamen
de la coopération militaire entre les deux pays. *

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24

10



INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 12.08.2003
ROMAIN CLIVAZ

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2004
ELIE BURGOS

La Suisse a officiellement protesté, a la fin du mois de mai, aupres des autorités
israélienne apres les tirs de soldats israéliens contre le véhicule de son représentant
auprés de I’Autorité palestinienne. Aucune victime n’était cependant a signaler. Une
enquéte approfondie des événements a été demandée par I'entremise d'une note
remise au ministere israélien des affaires étrangeres. Cette note protestait notamment
contre le non respect des convois diplomatiques. A I'occasion d’une rencontre avec son
homologue, dans le courant du mois d’ao(t, Micheline Calmy-Rey a exprimé
I"insatisfaction de la Suisse concernant les explications du déroulement de I'incident du
mois de mai. Elle a cité une contre-expertise balistique suisse infirmant la thése
israélienne de la balle accidentellement arrivée sur le pare-brise. *

La conseillere fédérale Micheline Calmy-Rey a, de son coté, effectué également
beaucoup de visites a I'étranger. Elle a débuté I'année sous revue par une visite a
Dublin, ou elle a rencontré son homologue irlandais Brian Cowen. Ce voyage s’inscrivait
dans la traditionnelle visite a la nouvelle présidence de I'UE, ou la Suisse va & chaque
fois solliciter un soutien pour I'avancement des négociations bilatérales. Ces dernieres
étant au point mort en début d’année, la rencontre a été I'occasion pour la ministre des
affaires étrangeres d’expliquer la position de la Suisse. Toujours pour défendre la
position de la Suisse dans les négociations bilatérales avec I’'UE, la conseillere fédérale
s’est rendue a Bruxelles au début du mois de février. Elle y a rencontré le président de
la commission européenne Romano Prodi et le commissaire chargé des Relations
extérieures Chris Patten. C’est par une halte a Pretoria (Afrique du Sud) que la cheffe
du DFAE a entamé sa tournée en Afrique. Elle y a inauguré la nouvelle ambassade de
Suisse. Apres avoir visité les programmes d’aide au développement au Mozambique et
rencontré le président Joaquim Chissano, la conseillere fédérale a effectué une visite
officielle en Egypte, ou elle a rencontré son homologue égyptien. L'Initiative de Genéve
et le processus de paix au Proche-Orient ont occupé une grande place dans les
discussions. Lors d’une visite au Luxembourg, Micheline Calmy-Rey s’est entretenue
avec son homologue luxembourgeois, ainsi que le premier ministre Jean-Claude
Juncker et le ministre du Trésor et du Budget. Il s’agissait d’une nouvelle entrevue dans
le cadre des négociations bilatérales avec I'UE. C’est encore cette derniére question
qui a présidé a sa visite a Bruxelles et & Paris pour rencontrer ses homologues belge et
francais. Elle s’est ensuite rendue & Bamako (Mali), ou elle a participé a la rencontre du
« Réseau Sécurité Humaine ». La Suisse y concentre entre autres son action sur le
développement du droit international humanitaire et des droits de I'hnomme. Au mois
de juin, la conseilléere fédérale a effectué une visite de quatre jours au Soudan. Elle a
tout d'abord visité les camps de réfugiés au Darfour, région de I'ouest du pays en proie
a une violente guerre civile, et a ensuite rencontré le président Bashir et des
représentants du gouvernement soudanais a Khartoum. Les discussions ont porté sur le
conflit au Darfour et sur la situation humanitaire dramatique dans cette région. Elle a
ensuite rencontré les chefs tribaux du Sud-Soudan, dont le chef du principal
mouvement rebelle. Au mois d’aot, Micheline Calmy-Rey s’est rendue a La Haye, aux
Pays-Bas, pour une visite de travail a la présidence de I'UE. Elle y a notamment
rencontré son homologue néerlandais pour évoquer la contribution de la Suisse a la
cohésion des nouveaux pays membres de I'UE. En marge de I"Assemblée générale de
I"'ONU au mois de septembre a New York, la cheffe du DFAE a rencontré le secrétaire
d’Etat américain Colin Powell. Les discussions ont porté sur le dossier du Proche-
Orient et sur les réformes au sein de I'ONU. La conseillere fédérale lui a notamment
rappelé la proposition de la Suisse de créer un Conseil des droits de 'homme. Premiere
membre du gouvernement & se rendre au Sri Lanka, Micheline Calmy-Rey y a effectué
une visite au début du mois d’octobre. Les questions migratoires, la politique d'aide au
développement et la promotion de la paix en Asie ont été abordées avec la présidente
et le premier ministre du pays, de méme que les membres de I'opposition. Elle a offert
le soutien de la Suisse dans les domaines du fédéralisme, de I'aide humanitaire et du
déminage. En fin d’année, la conseillere fédérale s’est tout d’abord rendue aux
obséques officielles du Président de I’Autorité palestinienne Yasser Arafat au Caire. Elle
a ensuite effectué une visite a Moscou, ou elle a rencontré son homologue russe. Cette
visite s’est déroulée sur fond de contentieux entre les deux pays, dus notamment aux
suites de la catastrophe aérienne d’Uberlingen et aux comptes suisses du groupe
pétrolier russe Yukos. Les discussions ont porté sur les questions de crime organisé, de
blanchiment d’argent et de terrorisme, ainsi que sur le cas de la Tchétchénie. ™
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Le Conseil fédéral, dans sa réponse a une interpellation Vermot-Mangold (ps, BE), a
déclaré que la construction du <« mur de sécurité» israélien violait le droit
humanitaire. Le gouvernement a formulé, dans ce contexte, de sévéres critiques a
I'encontre de I'Etat hébreu.

Une seconde initiative parlementaire, déposée cette fois par le député Carlo
Sommaruga (ps, GE) un jour avant la précédente, demande au Conseil fédéral de
prendre les décisions et les modifications légales nécessaires pour mettre fin de
maniére immédiate aux importations et au transit en Suisse de tout produit agricole ou
manufacturé exporté par Israél en provenance de colonies de peuplement ou de
production sises en Cisjordanie ou dans la bande de Gaza. **

Une initiative parlementaire Vischer (pe, ZH) a été déposée au Conseil national au mois
d’octobre. Elle appelle la Suisse a se retirer (sur la base de I'art. 160 al.1 Cst.) de I'accord
de libre-échange de 1993 conclu entre I’AELE et Israél jusqu’a ce que ce pays se soit
retiré des territoires occupés de Palestine ou qu’il ait conclu un accord de paix
reconnu par le droit international avec la Palestine. Le député estime qu’lsraél profite
de maniere inadmissible des conditions préférentielles de I'accord de libre-échange
pour exporter des marchandises produites dans les colonies de peuplement
israéliennes situées dans les territoires occupés, sous le label mensonger « Made in
Israel », tout en maintenant sa politique d’occupation et de peuplement contraire au
droit international. 3

La conseillere fédérale Micheline Calmy-Rey a, de son cbté, également effectué de
nombreuses visites a I'étranger. Pour son premier voyage de I'année, la conseillere
fédérale s’est rendue en Ukraine, afin de représenter la Suisse & la cérémonie
d’investiture du nouveau président, Viktor louchtchenko. Début février, la cheffe du
DFAE s’est rendue a Bruxelles, ou elle a rencontré Javier Solana, le Secrétaire général du
Conseil de I'Union européenne et Haut représentant pour la politique étrangere et de
sécurité commune de I'UE, ainsi que Benita Ferrero-Waldner, la commissaire
européenne aux relations extérieures et a la politique de voisinage. Les questions de la
situation au Proche-Orient et de ['Initiative de Genéve ont été abordées avec le
premier, alors que les Bilatérales Il et les modalités de la future contribution suisse a la
cohésion de I'UE élargie ont été au centre des discussions avec Mme Ferrero-Waldner.
La conseillere fédérale a ensuite effectué une visite de six jours en Israél et en
territoires palestiniens. Elle a rencontré tout d’abord le Président de I'Autorité
palestinienne, Mahmoud Abbas, et le premier ministre, Ahmad Qorei, a Ramallah, a qui
elle a réaffirmé I'engagement humanitaire de la Confédération. Elle a également plaidé
pour que l'Initiative de Geneve ne soit pas « oubliée ». En Israél, elle a été recue par
son homologue et par le Président Moshé Katsav. Les entretiens ont porté sur les
relations entre la Suisse et Israél, ce dernier pays s'étant plaint d'une campagne hostile
a son égard dans certains parlements cantonaux suisses et dans les médias. La
conseillere fédérale a ensuite effectué, a la fin février, une visite de six jours en
Amérique du Sud. Elle s’est rendue au Pérou, en Argentine et en Uruguay. Elle s’est
ensuite rendue a Ankara au mois de mars, afin de normaliser les relations entre la
Suisse et la Turquie, qui se sont dégradées en grande partie & cause de la question trés
sensible du génocide arménien. Elle a notamment rencontré son homologue turc
Abdullah Gul. La cheffe du DFAE a effectué une visite en Serbie-Monténégro au mois de
juin. Elle y a rencontré le Président serbe Boris Tadic. Sujet extrémement délicat,
Micheline Calmy-Rey a préoné I'indépendance du Kosovo, province serbe actuellement
sous protectorat international, et a offert les services de la Suisse, afin d’aider Serbes
et Albanais dans leurs pourparlers. Le président serbe ne I'a pas entendu de cette
oreille, puisqu’il a rétorqué que la « fragmentation » de la Serbie-Monténégro serait un
« détonateur dangereux » pour la région. La conseillere fédérale a ensuite été recue a
Kiev au mois de juin, ou elle a rencontré le Président Viktor louchtchenko. Une
intensification des relations bilatérales entre la Suisse et I'Ukraine, notamment en
matiere de coopération technique et économique, a figuré au menu des discussions.
Fin juin, Micheline Calmy-Rey a effectué une visite aux Etats-Unis, ou elle a rencontré
son homologue américaine Condoleezza Rice. De nombreuses questions ont été
abordées, dont larrivée au pouvoir d'un ultraconservateur en Iran, un nouveau
protocole additionnel aux Conventions de Genéve, ainsi qu'un accord commercial
bilatéral (accord de libre-échange) entre la Suisse et les Etats-Unis. La conseillére
fédérale s’est en outre rendue au siege de 'ONU a New York, ou elle a rencontré Kofi
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Annan. Aprés une visite officielle & Madrid, ou elle a été recue par son homologue
espagnol, la cheffe du DFAE s’est rendue au Kosovo. Elle y a rencontré le Président
kosovar Ibrahim Rugova et le premier ministre Bairam Kosumi. Elle a réaffirmé que le
DFAE souhaitait une «indépendance formelle » pour le Kosovo. Cette prise de
position, n'a pas manqué de susciter les critiques de Belgrade, mais également des
remous aux chambres fédérales. Suite & une visite a Budapest, ou elle a rencontré son
homologue hongrois, Micheline Calmy-Rey a effectuée une tournée au Proche-Orient
au mois de novembre. Ce voyage en Egypte, en Israél, dans les territoires palestiniens et
au Liban a été centré principalement sur I'adoption d’un embleme additionnel pour le
Mouvement de la Croix-Rouge. Au cours de cette visite, elle a rencontré le premier
ministre israélien Ariel Sharon et le Président de I'Autorité palestinienne Mahmoud
Abbas. En fin d’année, la conseillere fédérale s’est rendue en Slovénie, afin d"évoquer
|'aide de la Suisse a la cohésion de I'UE, et a Prague, ou elle a été recue par son
homologue tcheque. *

Présidente de la Confédération durant I'année sous revue, la conseillere fédérale
Micheline Calmy-Rey a effectué de nombreux voyages a I'étranger. Elle s’est tout
d’abord rendue au mois de février en Asie, et plus précisément au Cambodge et en
Indonésie. L'aide humanitaire et le renforcement de la paix ont été au menu des
discussions. Dans le premier pays, elle a été recue par le nouveau roi Norodom
Sihamoni. En Indonésie, elle a rencontré le président Susilo Bambang Yudhoyono. Au
mois de mars, la conseillere fédérale s'est rendue en lItalie, ou elle a rencontré le chef
du gouvernement Romano Prodi. La question de la fiscalité entre la Suisse et I'UE a été
au centre des discussions. En visite en Estonie au mois davril, elle a rencontré son
homologue Urmas Paet ainsi que le premier ministre Andrus Ansip, avec qui elle s’est
entretenue des relations Suisse-UE. Au cours du méme déplacement, Micheline Calmy-
Rey a effectué une visite en Pologne, ou elle a abordé la question des projets de
cohésion que financera la Suisse, puis en Lettonie ou elle a notamment rencontré la
présidente Vaira Vike-Freiberga. En visite officielle au Portugal au mois de mai, la
présidente de la Confédération a rencontré le président Anibal Cavaco Silva et le
premier ministre Jose Socrates, avec lesquels elle s’est entretenue des relations
bilatérales entre la Suisse et le Portugal et de questions de politique européenne. Au
mois de juin, Micheline Calmy-Rey a effectué une visite de deux jours en Espagne. Elle y
a notamment rencontré le roi Juan Carlos, ainsi que son homologue Miguel Angel
Moratinos. Elle s’est ensuite rendue en Afrique au mois de juillet, pour une tournée de
plus d’une semaine, lors de laquelle elle a visité pas moins de sept pays (Bénin, Ghana,
Sénégal, Tchad, République démocratique du Congo, Burundi et Rwanda). Au mois de
septembre, la présidente de la Confédération a participé aux travaux de la 62éme
Assemblée générale de I'Organisation des Nations unies a New York. Lors d'une visite de
deux jours a Bruxelles, Micheline Calmy-Rey a été recue par le président de la
Commission européenne, Jose Manuel Barroso. Lors d’une visite en Inde au mois de
novembre, la cheffe du DFAE et le premier ministre indien ont décidé de mettre en
place un groupe de travail chargé de négocier un mémoire d’entente destiné a
structurer les relations bilatérales entre les deux pays. Elle a ensuite rencontré le
président russe Vladimir Poutine et le premier ministre Serguei Lavrov, avec qui elle a
signé un mémoire d’entente visant a approfondir les relations bilatérales entre la Suisse
et la Russie. La présidente de la Confédération a rencontré le président de la
République francaise Nicolas Sarkozy en novembre a Paris. Les discussions ont porte,
entre autres, sur la politique européenne. En décembre, Micheline Calmy-Rey s’est a
nouveau rendu a Paris, afin de représenter la Suisse a la Conférence internationale des
donateurs pour le Territoire palestinien. 3

Dans le cadre de sa tournée européenne visant a obtenir un soutien au gouvernement
palestinien et la levée des restrictions politiques, économiques et financieres qui le
frappent, le président palestinien Mahmoud Abbas a rencontré la cheffe du DFAE a
Geneve fin avril. ¥’
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Le Conseil national a adopté, sur avis favorable du Conseil fédéral, un postulat de sa
commission de politique extérieure (en lien avec une linitiative parlementaire
Freysinger 06.411 a laquelle le Conseil national a refusé de donner suite), qui demandait
au gouvernement de faire un rapport sur les activités des ONG soutenues par la DDC
dans les territoires palestiniens et en Israél. %

Président de la Confédération durant I'année sous revue, le conseiller fédéral Pascal
Couchepin a effectué de nombreux voyages a I'étranger. Il s’est tout d’abord rendu au
mois de janvier au Maroc, ou il a été recu par le premier ministre Abbas el-Fassi. De I3,
il s'est rendu en Egypte, ou il a rencontré le président Hosni Mubarak, avec lequel il
s’est entretenu au sujet du processus de paix israélo-palestinien. Le conseiller fédéral a
également signé avec le ministre de la culture Farouk Hosni une déclaration d’intention
en vue d’'un accord de restitution de biens culturels. Au mois de mars, Pascal
Couchepin a effectué une visite en Slovénie, au cours de laquelle il a rencontré le
président Danilo Turk et le premier ministre Janesz Jansa. La question du Kosovo et des
relations Suisse-UE ont notamment figuré au menu des discussions. En visite officielle
en Azerbaidjan au mois de mai, le président de la Confédération a rencontré le
président Ilham Aliev. Il était accompagné de hauts représentants de la société
Electricité de Laufenburg (EGL), désireuse d’acheter du gaz azerbaidjanais pour
alimenter un projet de gazoduc transadriatique. Il s’est ensuite rendu a Saragosse en
Espagne a I'occasion de la Journée suisse de I'Exposition internationale, qu’il a visitée
en compagnie du ministre espagnol de la culture. Début aolt, Pascal Couchepin a
rencontré tous les principaux dirigeants vietnamiens au cours d’une visite dans I'Etat
communiste. Il a notamment évoqué la conclusion d’un accord de libre-échange entre
les deux pays a moyen terme. En octobre, le conseiller fédéral a tout d"abord rencontré
le président francais Nicolas Sarkozy a Evian en France, en marge d'une conférence de
chefs d'Etat. Il s’est ensuite rendu au Liban, ou il a été recu par le président Michel
Sleimane. Il a réitéré la volonté de la Suisse a participer au processus de réconciliation
nationale au Liban en continuant notamment & accueillir des entretiens a Geneve entre
les différents partis politiques. Le Président de la Confédération a effectué une visite
officielle en Turquie au mois de novembre, témoignant de la réconciliation entre les
deux pays, aprés plusieurs années de tensions. Il a rencontré son homologue Abdullah
Gul, qui s’est réjouit des mesures prises par la Suisse & I'encontre du PKK. En
décembre, Pascal Couchepin s’est rendu au Chili. Il a souligné I'importance de la
coopération scientifique entre les deux pays lors de sa rencontre avec la présidente
Michelle Bachelet. **

Aprés l'intervention militaire israélienne dans la bande de Gaza (Palestine) de décembre
2008, la Suisse a soutenu la tenue d’une réunion extraordinaire du Conseil des droits
de I'"homme des Nations Unies. Elle s’est toutefois abstenue lors du vote d'une
résolution condamnant cette intervention. L’'ambassadeur israélien a Berne a regretté
que la Suisse ait été le seul pays occidental a soutenir une initiative émanant de pays
arabes tout en se félicitant de son abstention lors du vote. *°

Fin janvier, le parlementaire écologiste Geri Miller (verts, AG) a recu Mushir Al-Masri,
parlementaire palestinien et porte-parole du I'organisation du Hamas. Cette visite a
été vivement critiquée par 'ambassade d’lsraél en Suisse. Peter Malama (plr, BS), vice-
président du groupe parlementaire Suisse-Israél, a également regretté I'absence de
représentant de son groupe lors des discussions. *!

Le renforcement de la coopération dans le domaine de la migration entre la Suisse et le
Maroc a été au centre de la rencontre entre le ministre marocain de la justice
Mustapha Ramid et Simonetta Sommaruga. *?
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Quelques mois avant I'acceptation de son pays en tant qu’Etat observateur au sein de
|"'ONU, le président palestinien Mahmoud Abbas a été recu a Berne par le ministre des
affaires étrangeres et la présidente de la Confédération. Cette visite a permis d’ouvrir
un dialogue au sujet de la situation au Proche-Orient, ainsi qu’au sujet de la position de
la Suisse en vue de la votation a I'ONU. La présidente de la Confédération a également
rappelé que la solution des deux Etats permettrait d’établir une situation de paix
durable au Proche-Orient. **

En janvier, le ministre des affaires étrangeres, Didier Burkhalter, s’est rendu 8 Rome
afin de rencontrer son homologue italien Giulio Terzi. Les deux hommes ont inauguré le
premier « Forum sur le dialogue Italie-Suisse » qui vise a renforcer la coopération entre
les deux pays. Le ministre s’est ensuite envolé pour les Balkans ou il a rencontré les
membres du gouvernement de Bosnie et Herzégovine. Ensuite, il s’est rendu a Belgrade
pour discuter des présidences de la Suisse (2014) et de la Serbie (2015) a I'OSCE.
L'lIrlande a ensuite accueilli le ministre pour des discussions portant sur la politique
européenne. Le chef de la diplomatie suisse s’est rendu a Rome & I'occasion de la
tournée européenne du secrétaire d’Etat américain John Kerry. Pour inaugurer son
entrée dans le groupe « Amis du Yémen », Didier Burkhalter a fait le déplacement a
Londres pour participer @ une rencontre de ce groupe qui vise a soutenir la transition
politique yémeénite. La Journée mondiale de I'eau a ensuite emmené le ministre a La
Haye pour une conférence internationale. En avril, le chef de la diplomatie suisse a
entamé une tournée sud-américaine qui I’a conduit au Chili, au Pérou et en Colombie.
Ces voyages lui ont permis de s’entretenir avec les politiques de ces pays, ainsi que de
visiter les différents projets soutenus par la Confédération. La Chine a ensuite accueilli
le ministre libéral-radical pour une visite de travail centrée sur les questions bilatérales
et internationales. Pour célébrer le 50e anniversaire de I'adhésion suisse au Conseil de
I’'Europe, Didier Burkhalter a prononcé un discours devant I'assemblée parlementaire
de Strasbourg. En mai, le ministre s’est rendu en Israél et en Territoire palestinien
occupé, confirmant ainsi I'engagement de la Suisse pour une solution a deux Etats au
Proche-Orient. L'engagement de la Suisse pour l'interdiction de la peine de mort a
ensuite emmené le conseiller fédéral au 5e Congrés mondial contre la peine de mort a
Madrid. Avant de présenter les objectifs de la présidence suisse 2014 devant I'OSCE a
Vienne, Didier Burkhalter a participé, également & Vienne, a une conférence de
I’Agence Internationale de I'Energie Atomique (IEA). Il s’est ensuite rendu & Salzbourg
afin de prendre part a la rencontre quadripartite des ministres des affaires étrangeres,
qui regroupe les ministres allemands, autrichiens, liechtensteinois et suisses. En aodt,
la Lituanie et la Lettonie ont accueilli le ministre neuchéatelois, qui a notamment
prononcé son discours du ler aolt a Riga. Le ministre a ensuite pris la route de I'est
pour une visite de travail en Slovaquie. Sa visite suivante s’est déroulée aux Pays-Bas,
ou, aprées avoir rencontré le ministre des affaires étrangeres néerlandais, il s'est dirigé
vers La Haye pour visiter la Cour pénale internationale et I'Organisation pour
I'interdiction des armes chimiques. En automne, la visite de Didier Burkhalter au Maroc
a marqué la premiére visite officielle d’'un ministre des affaires étrangeres dans ce pays.
Le neuchételois a ensuite participé a I’Assemblée générale de I'ONU, a New York. C’est
ensuite I'Océanie, plus précisément I'Australie, la Nouvelle-Zélande et le Vanuatu, qui
ont accueilli Didier Burkhalter afin d’aborder tout particulierement les questions du
changement climatique et du développement durable. En tant que nouveau membre de
I’ASEM, la Suisse a été représentée par son ministre des affaires étrangeres lors de la
rencontre ministérielle & New Dehli. Quelques semaines avant que la Suisse ne prenne
la présidence de I'OSCE, Didier Burkhalter a participé au Conseil ministériel de
I'organisation a Kiev en décembre. **

Doris Leuthard a participé a Paris a la conférence ministérielle de I’Agence
internationale de I’énergie. Le théme de cette conférence s'est intitulé « Innovations
pour un avenir énergétique plus propre et plus sir ». La conseillere fédérale a
également eu l'occasion de s'entretenir avec le ministre chilien de I"énergie Maximo
Pacheco ainsi qu’avec le ministre marocain de I'énergie Abdelkader Amara. *°
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Im Juni 2023 reiste Bundesrat Ignazio Cassis fiir einen Staatsbesuch in das Kénigreich
Marokko, wo er von seinem marokkanischen Amtskollegen Nasser Bourita in Empfang
genommen wurde. Die bilaterale Partnerschaft der beiden Lander habe sich seit der
Unterzeichnung einer gemeinsamen Erklarung zur Kooperation in Wirtschaft,
Wissenschaft und nachhaltiger Entwicklung im Dezember 2021 gut entwickelt, stellte
der Schweizer Aussenminister fest. Unter anderem habe man 2022 am Rande der
COP27 einen Vertrag Uber die Zusammenarbeit im Klimaschutz unterzeichnet und ein
ebenfalls 2022 abgeschlossenes MoU habe zu mehreren Forschungskooperationen
zwischen schweizerischen und marokkanischen Institutionen gefihrt. Auch das
Handelsvolumen sei 2022 weiter gestiegen, unterdessen sei Marokko der drittgrosste
Exportmarkt der Schweiz auf dem afrikanischen Kontinent. Bundesrat Cassis und
Aussenminister Bourita unterhielten sich auch Uber die jlngsten politischen
Entwicklungen im Nahen Osten und in Nordafrika, unter anderem Uber den politischen
Prozess in Libyen, die Krise im Sudan und die Herausforderungen der Sahelzone. Cassis
sprach sich diesbezlglich auch fur eine gegenseitig akzeptable Losung im Konflikt um
die Westsahara aus und appellierte an Marokko, glaubwirdige Bemthungen flr einen
politischen Kompromiss gegenuber den Autonomiebestrebungen in der Region an den
Tag zu legen. *

Gute Dienste

Dans un contexte tendu, Joseph Deiss a effectué une visite en Israél et dans les
territoires palestiniens. A Tel-Aviv et a Gaza, ou le conseiller fédéral a rencontré Yasser
Arafat, le responsable des affaires étrangeres a abordé la question des droits de
'nomme et I’éventualité d'une conférence sur la Quatrieme Convention de Genéve,
dont le texte, reconnu par I'ensemble de la communauté internationale a I'exception
d’lsraél, aurait di réglementer les agissements de I'Etat hébreu dans les territoires
palestiniens. Sans I'agrément d’Israél, ni celui des Etats-Unis, cette conférence a eu lieu
a Geneve en fin d’année. La déclaration finale qui est sortie rappelle que la Quatrieme
Convention de Genéve est applicable aux territoires palestiniens occupés, y compris
Jérusalem-Est. Elle appelle toutes les parties en conflit & respecter les clauses et les
garanties humanitaires de la Convention. ¥/

La ministre des affaires étrangéres a confirmé, a la mi-octobre, que la Suisse avait
fourni une aide logistique et financiere aux artisans d’un accord non officiel de paix
israélo-palestinien. Des médiateurs avaient été mis a la disposition des deux parties
lors de la phase finale de la négociation. Cet accord, passé entre des politiciens de la
gauche israélienne et des politiciens palestiniens, dont un ancien ministre de chaque
cbté, constituait un plan de paix complet (création d'un Etat palestinien,
démantelement d'un grand nombre de colonies...) pour tenter de sortir le Moyen-
Orient de l'impasse. La ministre des affaires étrangeres a insisté sur le rble de
facilitateur joué par la Confédération, et non celui de moteur de cette initiative privée.
Le DFAE n'a commencé a parrainer cette négociation, aussi appelée « Initiative de
Genéve », qu’a partir de 2002. Les discussions ont longtemps été tenues secretes.
Micheline Calmy-Rey a profité de plusieurs rencontres avec des homologues étrangers
pour présenter le contenu de ces « Accords de Geneve ». Le gouvernement israélien a
condamné ce procédé et rappelé qu’il était le seul habilité & mener des négociations
avec les Palestiniens. Le lancement officiel de I'Initiative de Geneve a eu lieu au début
du mois de décembre lors d'une cérémonie qui s'est déroulée a Geneve en présence
de Micheline Calmy-Rey, seule ministre en exercice présente. Elle était accompagnée
de nombreuses personnalités, dont I'ancien président américain Jimmy Carter. Il était
difficile d"évaluer les effets concrets de cet accord, étant donné sa nature non officielle
et la complexité de la situation sur place. *

Un postulat Maury Pasquier (ps, GE) a demandé au Conseil fédéral d’effectuer au plus
vite deux démarches relatives a la situation au Proche-Orient. Le Conseil fédéral devait
tout d’abord évaluer la faisabilité d'une rencontre des parties contractantes des
Conventions de Genéve du 12 aolt 1949, pour examiner la question de la construction
du mur israélien dans les territoires occupés. Il devait ensuite, le cas échéant,
convoquer, en sa qualité d’Etat dépositaire des Conventions de Geneve, une telle
réunion. Le Conseil national a adopté ce postulat, comme le lui avait proposé le
gouvernement. *°
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Lancée officiellement a la fin 2003 et parrainée par la Suisse, I'initiative de Genéve est
restée plus ou moins au point mort durant I'année sous revue, malgré la réunion
informelle, a Genéve a la mi-mars, de vingt-quatre pays membres du réseau de soutien
de I'initiative, puis d’'une quarantaine au début septembre. Porteuse du texte, la Suisse
y a déja investi 3,3 millions de francs, dont la moitié de source privée. Le DFAE a
précisé qu’il ne soutiendrait a I'avenir uniquement des projets « ficelés » a travers le
Centre de dialogue humanitaire & Genéve. *°

Malgré les critiques du vice-premier ministre israélien Shimon Peres, et la motion
(05.33006) du conseiller national Freysinger (udc, VS) qui demandait au Conseil fédéral
que la Suisse se retire sans délai de I'Initiative de Genéve, ce dernier a décidé de
continuer a soutenir celle-ci. Le gouvernement a jugé essentiel de préserver I'espoir
d’une résolution pacifique et globale du conflit israélo-palestinien. *

Au mois de juin, la 29éme Conférence internationale de la Croix-Rouge et du
Croissant-Rouge a eu lieu a Geneve. Elle a permis I'adoption, non sans difficultés, d’un
nouvel embléeme de la Croix-Rouge, le «cristal rouge ». Plus que l'adoption de ce
dernier, cette conférence a réussi a déboucher sur I'intégration, au sein du Mouvement
de la Croix-Rouge duquel elle a toujours été exclue, de la société de secours israélienne
Magen David. Pour faire bonne mesure, les Palestiniens, malgré que la Palestine ne soit
pas un Etat souverain, ont été autorisés a rejoindre le Mouvement. %

Entwicklungspolitik

Les débats que suscite depuis plusieurs années |'aide au développement ont connu de
nouveaux rebondissements en 1981. Une discussion tres vivace s'est en effet ouverte
sur ce theme, animée principalement par les milieux proches de I'économie privée et
les tiersmondistes. Si les premiers voient dans la coopération helvétique un moyen de
stimuler avant tout nos exportations, les seconds, en revanche, sont partisans d'une
autre forme de développement qui devrait favoriser la libération des pays pauvres de
toutes les oppressions. La controverse a parfois été si apre, les arguments avancés
souvent si dogmatiques que les discussions ont abouti dans une impasse. D'autres
courants sont également responsables de cette situation. Qu'ils proviennent des
défenseurs d'une Suisse repliée sur elle-méme ou des milieux chrétiens pour qui I'aide
au développement devrait se limiter exclusivement & des projets humanitaires, eux
aussi, a leur maniére, ont contribué & semer le doute dans les esprits.

Face a ces critiques multiples, nos autorités ont «louvoyé», cherchant plus a concilier
qu'a adopter une stratégie a la mesure des difficultés. Et pourtant, notre aide publique
au développement (APD), malgré les efforts consentis, demeure toujours parmi les plus
modestes. Elle ne représentait en 1980 que 0.24 pourcent de notre produit national
brut (PNB). Durant la méme période, les flux nets des capitaux suisses vers le tiers
monde auraient été dix fois plus élevés (2.4 % du PNB). L'APD ne correspondait donc
qu'aux dix pour cent des flux totaux des capitaux suisses en direction du tiers monde,
alors que pour les 17 pays industrialisés membres du Comité d'aide au développement
(CAD), Suisse comprise, elle était en moyenne de 36 pourcent. Il est vrai que notre pays
arrivait en téte pour ce qui est des dons des organismes privés bénévoles. Voir les
données publiées a ce sujet par le service de presse de I'OCDE en juin 1981.

L'objectif fixé dans le plan financier pour la législature en cours prévoit certes une
augmentation substantielle des sommes allouées aux différents crédits cadre que
comprend I'APD. En pourcentage du PNB, ces montants devraient représenter, selon les
estimations du Conseil fédéral, 0.27 pourcent en 1981, 0.31 pourcent en 1982 et 1983.
Mais compte tenu des mesures financiéres prises au titre des réductions linéaires et
des compressions budgétaires, le but que s'est assigné le Conseil fédéral - porter d'ici
1982 la contribution de la Confédération @ un montant correspondant au 0.31 pourcent
du PNB - ne sera vraisemblablement pas atteint. Il est encore en deca de la moyenne
des autres pays industrialisés (0.37 % en 1980) et fort éloigné de I'objectif de 0.7
pourcent fixé dans le programme de I'ONU pour les années 1970 et 1980 et auquel la
Suisse s'est associée. Pour sortir de ce que d'aucuns n'ont pas craint de qualifier de
«montée de la confusion des idées au sujet de la coopération Suisse-tiers monde», des
voix, bien timides encore, se sont efforcées de clarifier les enjeux et de dégager des
idées forces autour desquelles un véritable dialogue Nord-Sud pourrait enfin étre
instauré.
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Un nouveau front de polémique s'est donc ouvert en 1981. Diverses personnalités, liées
ou non aux milieux des affaires, ont contesté les méthodes et le travail accomplis a ce
jour en matiere de coopération technique et d'aide financiere. Sur la sellette, la
Direction de la coopération au développement et de I'aide humanitaire (DDA) et son
projet de créer, en collaboration avec les grandes associations d'entraide, une nouvelle
organisation (NO) de caractére mixte, publique et privée. Dotée d'un fonds de
roulement de CHF un million, elle serait chargée d'exécuter pour le compte de I'Etat
des projets que la DDA n'est plus capable de réaliser faute de personnel. Cette initiative
s'inscrivait dans le cadre des efforts visant a intensifier notre coopération bilatérale,
puisque le parlement avait voté en 1980 le plus grand crédit jamais octroyé a I'aide au
tiers monde.

Avant méme sa fondation, les critiques n'ont pas épargné ce nouvel organisme.
L'opposition la plus véhémente est venue notamment des milieux des bureaux
d'ingénieurs-conseils qui craignaient visiblement que I'industrie soit moins sollicitée
que par le passé dans les nouveaux projets. Plusieurs parlementaires, radicaux en
général, ont également émis de sérieuses réserves. lls se sont lancés dans une véritable
campagne de dénigrement, estimant d'une part que la NO projetée n'était qu'un
prétexte pour contourner le blocage du personnel fédéral et que d'autre part, en
s'appuyant davantage sur les oeuvres d'entraide et I'économie privée, on pourrait
parfaitement s'en passer. Longtemps différée en raison des réticences observées et de
difficultés d'ordre juridique, elle devrait néanmoins voir le jour en 1982. La
Confédération n'en sera pas membre; elle se contentera de lui allouer des subsides et
de lui confier des projets - agricoles, forestiers et autres réalisations - bien
déterminés.

En outre, réunis depuis mars en un «Gruppe Schweiz-Dritte Welt», des députés
bourgeois ont formulé un certain nombre de revendications ayant trait a la diffusion
d'une meilleure information, a une collaboration plus étroite entre I'économie, les
responsables de l|'aide au développement et I'Assemblée fédérale ainsi qu'a une
intensification de la discussion avec les autorités compétentes. Voir aussi interpellation
(Ip. 81.436) du groupe PRD au Conseil national sur le theme «quelle politique du
développement?»

lls se sont du reste inspirés en partie du contenu d'une motion (Mo. 80.910) déposée en
1980 déja au Conseil des Etats par C. Schmid (pdc, Al). Elle demandait une modification
de la loi sur la coopération et I'aide humanitaire de maniere & ce que les programmes
arrétés soient soumis annuellement a I'approbation des Chambres. Le gouvernement a
vivement réagi & ces propos. Il a déclaré en substance qu'une telle modification serait
susceptible d'entrainer des retards considérables dans les prises de décision. Il serait
néanmoins prét a mieux informer a I'avenir les parlementaires sur ses activités dans ce
domaine.

En définitive, la tentative des milieux d'affaires, par le biais du PRD, pour reprendre
quelque peu le contréle de la politique suisse de I'aide au développement et y voir
conciliés aspects commerciaux et humanitaires, s'est soldée par un succes. Ils ont été
en effet les principaux bénéficiaires du renouvellement partiel et de I'élargissement (de
15 & 17) du nombre de personnalités siégeant au sein de la Commission consultative
pour la coopération internationale au développement. Le réle de cette commission,
présidée par E. Blunschy (pdc, SZ), est considérable. C'est elle qui est I'inspiratrice de la
doctrine officielle de la coopération au développement. Doctrine qui se voulait
progressiste puisque I'essentiel de I'aide suisse devait étre acheminée vers les pays les
plus défavorisés, dans le respect de leurs traditions artisanales et agricoles.

Le contentieux a resurgi lors des débats au parlement sur le budget 1982 de la
Confédération. La contribution publique de I'aide au développement n'a en effet pas
été épargnée par les mesures d'économie. Les Chambres ont accepté a une faible
majorité de réduire de 18 pour cent les crédits octroyés a la coopération technique et a
|'aide financiere par rapport a ce qui avait été prévu dans le plan financier. Cette
diminution résulte d'une premiére coupure de dix pour cent au titre des réductions
linéaires et d'une seconde de huit pour cent consécutive aux compressions
budgétaires. De nombreux orateurs sont intervenus en vain pour que |'on renonce a
cette nouvelle amputation de huit pour cent ou qu'on la limite au moins a quatre pour
cent.

L'Assemblée fédérale a tout de méme ratifié une série de projets d'aide au tiers monde
dans le cadre des mesures de politique commerciale (MCF 81.008). Il s'agit du
financement d'un Fonds commun pour les produits de base, de la conclusion ou de la
prorogation de deux accords particuliers pour le caoutchouc et le cacao ainsi que la
prolongation pendant dix nouvelles années des préférences tarifaires pour les
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exportations industrielles des pays pauvres. La grande nouveauté réside dans
|'"établissement de ce Fonds commun pour la stabilisation des prix des matieres
premiéres. Son colt ne devrait pas dépasser CHF 19 millions. Ce montant servira a la
fois au financement des stocks régulateurs, a la diversification et commercialisation
des produits de base en provenance des pays en développement.

Parmi les crédits mixtes accordés au titre de I'aide a la balance des paiements, le plus
controversé a été celui octroyé au Maroc. Une proposition de différer la conclusion du
traité bilatéral a été rejetée. Voir sur ce sujet l'interpellation (Ip. 81.389) du groupe
PdT/PSA/POCH.

Enfin, les Chambres ont adopté deux accords spéciaux. L'un vise a I'octroi d'un prét ala
Turquie (MCF 80.085) et I'autre porte sur I'indemnisation des biens appartenant & des
ressortissants suisses nationalisés par le Zaire (MCF 80.082). En raison des régimes
politiques au pouvoir dans ces deux pays, tous deux se sont heurtés a I'opposition des
milieux de la gauche.

Le parlement a en outre approuvé un nouveau crédit cadre de CHF 360 millions
destiné a la prolongation et a I'extension de I'aide humanitaire (MCF 81.037) fournie par
la Suisse. S'étalant sur trois ans, il prendra la reléve des 270 millions alloués en 1979 et
qui seront totalement engagés au printemps 1982. La plus grande partie sera versée aux
oeuvres d'entraide et aux organisations internationales (131 millions). Le reste sera
réparti entre I'aide alimentaire (112 millions en produits laitiers et 51 millions en
produits céréaliers), le financement du Corps suisse de volontaires en cas de
catastrophes et la création d'une réserve en faveur des victimes particulierement
touchées par de grandes perturbations.

Enfin, les Chambres ont accepté un projet visant d'une part a regrouper les
contributions régulieres et complémentaires de la Confédération au Comité
international de la Croix-Rouge (CICR) (MCF 81.036) en une seule et d'autre part de la
porter annuellement & 20 millions (12.5 millions auparavant). *°

Au mois d'avril 2016, Christian Imark (udc, SO) déposait une motion avec pour objectif
de couper court au détournement des deniers publics a des fins de racisme,
d'antisémitisme et d'incitation a la haine. Par une référence implicite au contexte du
conflit israélo-palestinien, le conseiller national soleurois demandait alors au Conseil
fédéral d'intervenir afin que la Suisse ne soit a I'avenir plus en mesure de participer au
financement de «projets de coopération au développement menés par des ONG
impliquées dans des actions racistes, antisémites ou d'incitation a la haine, ou encore
dans des campagnes BDS (Boycott, Désinvestissement et Sanctions).»

Dans sa réponse, le Conseil fédéral a tenu a rappeler que la Suisse «ne finance que des
organisations dont I'engagement est conforme aux valeurs de sa politique extérieure
telle que définie par la Constitution fédérale». L'exécutif national a dés lors jugé inutile
de procéder a une modification des dispositions légales et invité au rejet de la motion.
Du céte du Parlement, le Conseil national est le premier a s'étre penché sur la motion
Imark en date du 8 mars 2017. Le texte a été accepté par une majorité de la chambre
basse (111 voix pour, 78 contre et 4 abstentions), la plupart des votes d'opposition
émanant alors des rangs verts et socialistes.

Le Conseil des Etats a quant a lui opté pour une version modifiée de la motion Imark,
intimant au Conseil fédéral d'examiner, puis de procéder & une modification des
dispositions légales concernées en dernier recours uniquement, afin que tout soutien
financier a des organismes engagés dans des actions racistes, antisémites ou incitant a
la haine soit rendu impossible.

La chambre basse s'est en définitive montrée favorable au projet tel que modifié par les
sénatrices et sénateurs. *

Le 14 décembre 2018, le Conseil national a adopté le postulat déposé par le conseiller
national libéral-radical Hans-Ulrich Bigler (plr, ZH), en vue de I'élaboration d'un rapport
détaillé sur le financement des ONG palestiniennes et israéliennes. Le postulat Bigler
faisait suite a un article paru dans la NZZ au mois de juillet 2018, dans lequel figurait une
liste de I'ensemble des organisations palestiniennes et israéliennes bénéficiant de
soutiens financiers de la part du DFAE et de la DDC. Par souci de transparence et en
raison de l'importance des montants reversés & certains organismes, le conseiller
national zurichois demandait au Conseil fédéral de produire un rapport précisant les
activités de chacune de ces organisations, les accords qui lient ces dernieres au DFAE,
les moyens mis en place par le DFAE afin de contrdler I'affectation des ressources
allouées ainsi que les résultats obtenus.
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Le conseil fédéral s'était auparavant également exprimé en faveur de I'acceptation du
postulat, précisant que les conclusions relatives au postulat Bigler seraient intégrées au
rapport faisant suite a la motion Imark (16.3289). %

Le 28 septembre 2018, le Conseil national a adopté le postulat <UNRWA. Bilan et
perspectives aprés 70 ans», déposé par Philippe Nantermod (plr, VS). Par son
intervention, le conseiller national valaisan invite le Conseil fédéral a se pencher sur le
développement historique de I'UNRWA au Proche-Orient, sur les relations qu'entretien
la Suisse avec l'organisation ceuvrant pour les personnes réfugiées de Palestine -
notamment sous I'angle des contributions d'aide publique au développement versées
par la Confédération -, ainsi que sur les accusations d'antisémitisme, d'incitation au
terrorisme ou de discrimination positive auxquelles I'organisme des Nations Unies est
régulierement confronté.

Au mois de mai 2018, le conseiller fédéral Ignazio Cassis avait laissé entrevoir certaines
critiques quant a I'action de I'agence onusienne, considérée alors comme un obstacle a
la paix au Proche-Orient. «Tant que les Palestiniens vivront dans des camps de réfugiés,
ils caresseront le réve de rentrer un jour dans leur patrie», confiait le chef du DFAE a la
NZZ. Le Conseil fédéral s'est néanmoins prononcé en faveur de l'acceptation du
postulat Nantermod, tout en rappelant I'importance de 'UNRWA «pour la stabilité dans
la région et la lutte contre la radicalisation». ®

Der Bundesrat veroffentlichte im Januar 2020 den Bericht zur Zusammenarbeit mit
Nichtregierungsorganisationen in Partnerlandern der internationalen Zusammenarbeit
in Erfullung des Postulats Bigler (fdp, ZH) und der Motion Imark (svp, SO; 16.3289). Beide
Vorstdsse hatten mehr Transparenz hinsichtlich der Identitat und der Téatigkeiten der
unterstitzten Organisationen verlangt. Im Bericht listete der Bundesrat auch jene 66
NGOs auf, welche die Schweiz im Jahr 2017 in der Region Israel/Palastina unterstitzt
hatte. Dabei handelte es sich um Organisationen, die israelischen oder
paléastinensischen Ursprungs sind oder Projekte in der Region durchgeflhrt hatten.
Daruber hinaus umfasste die Liste einen kurzen Beschrieb der Aktivitaten und deren
thematischen Schwerpunkte sowie die erhaltenen Beitrége in den Jahren 2017 und
2019. Die APK-SR nahm den Bericht Ende August 2020 zur Kenntnis. ¥

Aussenwirtschaftspolitik

Le rapport demandé par le conseiller national Josef Lang (pe, ZG) a la Commission de
gestion du Conseil national (CdG-CN), et relatif & I'exécution de la législation sur le
matériel de guerre en lien avec les décisions du Conseil fédéral du 29 juin 2005
(exportation de matériel de guerre vers I'lrak, I'Inde, le Pakistan et la Corée du Sud, a
laquelle le député a ajouté celle a destination du Maroc), a été publié au cours de
|'année sous revue. La CdG-CN est parvenue a la conclusion que les décisions du
Conseil fédéral concernant les demandes préalables, la demande d’exportation et la
demande de courtage n'ont violé aucune disposition légale. Elle a cependant critiqué le
poids donné aux différents critéres d’appréciation et fait plusieurs recommandations
au gouvernement a ce sujet. Le Conseil fédéral, saluant le dialogue constructif avec la
commission dans ce domaine politique sensible, a toutefois tenu a souligner que, dans
le domaine complexe des autorisations d’exportation de matériel de guerre, il n’existait
pas de solution simple ou globale, car une telle solution ne serait pas utile pour les cas
particuliers. Il a ainsi estimé légitime que la loi et 'ordonnance sur le matériel de guerre
prévoient une grande marge de manceuvre pour les autorités d’exécution. *®
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 08.12.2022
CATALINA SCHMID

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 18.05.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 12.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Geld, Wahrung und Kredit

Nachdem der Nationalrat den Abkommen mit 12 neuen Partnerstaaten fiir den
automatischen Informationsaustausch iiber Finanzkonten (AIA) zugestimmt hatte,
behandelte der Stéanderat das Geschéaft in der Wintersession 2022. Gegenwartig
bekennten sich 120 Staaten und Territorien zum Standard des AlA, wobei das Netzwerk
nun um die 12 Staaten und Territorien Ecuador, Georgien, Jamaika, Jordanien, Kenia,
Marokko, Moldawien, Montenegro, Neukaledonien, Thailand, Uganda und Ukraine
erweitert werden solle, eréffnete Kommissionssprecher Pirmin Bischof (mitte, SO) die
Debatte. Der Informationsaustausch, welcher es zum Ziel habe, weltweit gleiche
Wettbewerbsbedingungen zu schaffen sowie illegale Finanzflisse zu bekémpfen, habe
sich in den vergangenen Jahren mit einer Reihe von Landern als wirksam entpuppt. Die
Notwendigkeit der Erweiterung dieses Netzwerks war im Standerat unbestritten, so trat
die kleine Kammer stillschweigend auf das Geschaft ein und stimmte den zwdlf
Abkommen jeweils ohne Anderungsantrag einstimmig zu. Vor dem ersten
Datenaustausch mit den neuen Partnern sei es nun am Bundesrat, diese noch einmal
auf die Erflllung der AIA-Standards zu prifen. %

Banken

Le Conseil fédéral soumet a Il'approbation du Parlement I'extension de I'échange
automatique de renseignements relatif aux comptes financiers (EAR). Cette
modification inclurait les 12 Etats partenaires supplémentaires suivants I'Equateur, la
Geéorgie, la Jamaique, la Jordanie, le Kenya, le Maroc, la Moldavie, le Monténeégro, la
Nouvelle-Calédonie, I'Ouganda, la Thailande et I'Ukraine. D'apres le Conseil fédéral, cet
élargissement doit renforcer la lutte contre le blanchiment d'argent, contre la fraude
fiscale et garantir des conditions de concurrence équitables. De plus, le Conseil fédéral
garantit que le mécanisme de contrdle, adopté par le Parlement, sera également
appliqué a ces pays. ¢°

Alors que la Suisse a d'ores et déja approuvé l'introduction d'échanges automatiques
de renseignements relatifs aux comptes financiers (EAR) avec 108 Etats, et que des
échanges ont déja été effectués avec 86 d'entre eux, le Conseil national a validé douze
accords supplémentaires par 138 voix contre 52. Les douze Etats ou territoires
concernés sont I'Equateur, la Géorgie, la Jamique, la Jordanie, le Kenya, le Maroc, la
Moldavie, le Monténégro, la Nouvelle-Calédonie, I'Ouganda, la Thailande et I'Ukraine.
Lors des débats en chambre, Ueli Maurer a reconnu que les normes de transparence,
de confidentialité, de sécurité des données et de sécurité du droit n'étaient pas encore
garanties pour I'ensemble de ces pays. Néanmoins, il a précisé, d'une part, que des
contrdles seraient a nouveau effectués avant les premiers échanges en 2024, et d'autre
part, que la Suisse avait comme responsabilité de faire un pas dans la direction de ces
pays. Au final, seule I'UDC (52 voix) s'est opposée a ces nouveaux accords. Thomas
Matter (udc, ZH) a d'ailleurs mentionné le manque de transparence pour justifier ce
vote de groupe. Toutefois, le contre-argumentaire du ministre des finances, lui-méme
issu des rangs de I'UDC, a suffi pour convaincre l'ensemble des autres partis
politiques. ¢
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INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 09.12.2002
PHILIPPE BERCLAZ

MOTION
DATUM: 15.03.2018
SOPHIE GUIGNARD

MOTION
DATUM: 19.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

MOTION
DATUM: 12.06.2014
SOPHIE GUIGNARD

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Abfille

Le Conseil fédéral a approuvé un amendement a la Convention de Bale interdisant
|’exportation des déchets dangereux vers les pays en voie de développement ou en
transition. Comme la Suisse ne les a jamais autorisés, la décision du Conseil fédéral n'a
pas de conséquence particuliere pour I'industrie et I'artisanat. Toujours dans le cadre
de la Convention de Bale, la Suisse a financé au Maroc en 2001 une conférence
continentale sur la prévention et la gestion écologiquement rationnelle pour I'Afrique
des stocks de déchets dangereux. Cette conférence a permis I'adoption par tous les
ministres africains de I’environnement, en juillet 2002, d'une déclaration portant sur la
gestion écologiquement rationnelle des stocks indésirables de déchets dangereux
(Déclaration de Rabat). Lors de la 6éme Conférence a Genéve, les fabricants de
téléphones portables ont signé une déclaration de coopération avec la Convention de
Béle. Les producteurs s'engagent a récupérer et recycler les téléphones portables. La
Suisse a profité de ce sommet pour faire une proposition a 1,6 million de francs afin
d’accueillir de maniére permanente les secrétariats des Convention de Bale, de
Rotterdam et de Stockholm qui s’occupent tous de déchets.

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Cing ans apres la derniere intervention parlementaire & ce sujet, la députée
Geissbuhler (udc, BE) s'étonne du peu de progrés effectué dans le but de conclure un
accord de réadmission avec I'Algérie, la République dominicaine, le Maroc et la
Tunisie. Selon elle, si des accords de réadmission ne peuvent étre conclus, il existe
d'autres manieres de faciliter les renvois de personnes étrangéres dans ces pays-la, a
|'image de la coopération entre la Suisse et le Nigéria.

Le Conseil fédéral, par la voix de Simonetta Sommaruga s'est prononcé en défaveur de
la motion, arguant que des démarches étaient déja en cours et que la Suisse ne pouvait
s'engager unilatéralement & conclure de tels accords. Malgré cela, une majorité de la
chambre basse, a savoir tous les groupes a l'exception du PS, des Verts et des
Verts'libéraux s'est prononcée pour I'objet (124 pour, 62 contre, 1 abstention), qui sera
donc traitée lors de la session d'été 2018 par le Conseil des Etats. ¢

En septembre 2018, le Conseil des Etats s'est unanimement opposé & la motion
Geissbuhler (udc, BE), qui visait a conclure un accord de réadmission avec I'Algérie, la
République dominicaine, le Maroc et la Tunisie.

La commission avait conseillé un rejet par 8 voix contre 2. Le méme argumentaire que
soulevé en chambre basse, & savoir I'impossibilité pour le Conseil fedéral d'appliquer
unilatéralement les accords voulus a été présenté par Pascale Bruderer Wyss (ps, AG), la
rapporteuse de la CIP-E ainsi que par Simonetta Sommaruga, ministre du département
de justice et police. ¢

Asylpolitik

Suite a I'acceptation par la chambre du peuple de la motion du groupe UDC, par le biais
de la députée Geissbihler (udc, BE) concernant les accords de réadmission avec la
Tunisie, le Maroc, I’Angola, la Guinée, le Ghana, I'Ethiopie, la Sierra Leone, I'Erythrée, la
Cote d'lvoire, le Niger, le Mali, I'lran, le Népal, le Pakistan, le Yémen, I'Inde et I'Autorité
palestinienne, le Conseil des Etats s’est également prononcé sur le texte. La mouture
originale prévoyait des contre-mesures telles que la suppression de l‘aide au
développement ou la rupture des relations diplomatiques en cas de non conclusion
d’un accord avec le pays concerné. La commission du Conseil des Etats a recommandé
d’accepter la motion a condition d’en biffer le dernier paragraphe, a savoir les contre-
mesures. Le Conseil a suivi, a 21 voix contre 10, sans abstention. En juin, le Conseil
national a accepté sans oppostions cette version finale du texte.
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MOTION
DATUM: 156.03.2018
SOPHIE GUIGNARD

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.07.2019
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national a refusé en mars 2018 une motion Steinemann (udc, ZU) visant a
élargir la liste des pays siirs. Ces pays, appelés également "safe countries" sont ceux
considérés par le Conseil fédéral comme offrant suffisamment de garanties en matiére
de protection des droits de I'Homme pour que le SEM n'entre en principe pas en
matiere sur les demandes d'asile de ses ressortissantes et ressortissants. La députée
souhaite notamment que le Sri Lanka, la Gambie, le Kenya, le Malawi, le Mali, la Sierra
Leone, le Maroc, la Tunisie et I'Algérie fassent désormais partie de cette liste.

Le Conseil fédéral s'y est opposé, arguant que rajouter un pays sur cette liste a parfois
un colt bureaucratique trop important par rapport au nombre de demandes d'asile
émanant du pays en question. Il rappelle cependant que, en ce qui concerne la Gambie,
I'Algérie, le Maroc, le Nigéria et la Tunisie, le SEM applique la procédure "fast track" ou
de "48 heures", quand bien méme ces pays n'appartiennent pas a la liste des pays
considérés comme sirs. Pour rappel, ces procédures ont pour but de rendre une
réponse rapide sur la demande d'asile et d'exécuter le renvoi dans les plus brefs délais.
Elles sont appliquées aux personnes venant de pays dont le taux de reconnaissance du
statut de réfugié est faible. Seuls les 68 membres du groupe UDC ont approuvé la
motion, les 124 autres parlementaires ont voté contre. Celle-ci est désormais classée. ¢

Kinder- und Jugendpolitik

La protection des mineur-e-s et requérant-e-s mineur-e-s non accompagnés a
suscité débat et contestation a Genéve. En mars 2019, un tout jeune adulte, requérant
d'asile originaire d'Afghanistan, se suicide a Geneve. Quelques semaines plus tard, ses
amis, des RMNA (requérant-e-s d'asile mineur-e-s non accompagné-e-s), alertent la
presse. lls souhaitent relater leur conditions de vie au sein du foyer de I'Etoile, ou
habitait également Ali avant sa mort. Ils dénoncent le manque d'accompagnement
socio-éducatif, la vétusté des locaux ainsi que les violences commises par le personnel
du centre.

En juillet 2019, un collectif nommé Lutte des MNA envoie une lettre a Anne Emery-
Torracinta (GE, ps), la conseillere d'Etat en charge du département de I'instruction
publique, de la formation et de la jeunesse, pour l'alerter sur le manque de mesures
prises pour les mineur-e-s non accompagnés. Ces jeunes disposent d'un statut
particulier: leur pays d'origine, le plus souvent I'Algérie, le Maroc ou la Tunisie les
empéche d'obtenir l'asile. Cependant, étant mineur-e-s, ils et elles ont droit a une
prise en charge par le Service de Protection des Mineurs (SPMi) du canton. Ils sont
notamment hébergés dans des structures bas seuil et recoivent des repas. La lettre
envoyée par le collectif estime ces mesures insuffisantes et demande une prise en
charge socio-éducative, jusqu'a I'age de 25 ans, ainsi que l'arrét des arrestations par la
police, jugées racistes. Le Conseil d'Etat répond a la lettre quelques jours plus tard en
proposant une entrevue le 3 septembre. Cette réponse fait fi de l'urgence de la
situation, selon le collectif, qui organise une manifestation le 30 juillet devant I'Hbtel de
Ville.

Le sort des RMNA semble prendre une tournure plus favorable en octobre 2019. Suite a
une manifestation de 150 personnes devant le foyer de [I'Etoile, une motion est
acceptée au Grand Conseil, qui pose les grandes lignes d'un encadrement socio-
éducatif plus poussé dans un nouveau foyer, censé remplacer celui de I'Etoile.

Pour les MNA par contre, pas d'amélioration. Une manifestation a eu lieu fin octobre
devant un hoétel ou sont logés certains d'entre eux, pour dénoncer le manque
d'encadrement ainsi que les actes considérés comme racistes de son gérant. En janvier
2020, sur les 47 mineurs non accompagnés pris en charge par le Service de la
Protection des Mineurs, 21 n'ont pas d'hébergement. Au vu des températures hivernales
et refusant de laisser dormir les jeunes dans la rue, le collectif Lutte des MNA occupe le
théatre du Grutli.

Le 24 janvier, aprés 11 jours d'occupation, le collectif quitte le Gritli. L'occupation est
suspendue suite aux promesses du Conseil administratif de la ville et aux déclarations
du Conseil d'Etat, qui a annoncé étre disposé a prendre en charge les quinze mineurs
présents. Le collectif fait toutefois savoir que cette solution n'est pas pérenne et qu'il
attend un engagement plus affirmé de la part du canton. ¢
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MOTION
DATUM: 05.06.2018
MELIKE GOKCE

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Im Winter 2017 fand der Israelisch-Palastinensische Konflikt auf aussergewéhnliche Art
und Weise seinen Einzug in die parlamentarische Debatte in Bundesbern. Mittels einer
Motion wollte Nationalrat Quadri (lega, TI) den Bundesrat damit beauftragen, den
Austritt der Schweiz aus der Unesco zu beschliessen. Der Motionéar verwies auf diverse
Initiativen, welche von der Sonderorganisation der UNO angestossen worden waren und
mit der Neutralitédt der Schweiz schlichtweg nicht vereinbar seien; sei dies nun die
Resolution «Besetztes Palastina», welche vorsieht, dass Ost-Jerusalem und das Gebiet
der Al-Aksa-Moschee ausschliesslich als arabisch angesehen werden, oder die
Bezeichnung der Patriarchengraber in Hebron als muslimisches Kulturerbe: Die Unesco
versuche lediglich 3000 Jahre Geschichte auszuléschen, indem sie mit ihrem Vorgehen
historische Fakten verleugne. Daher sei der Verbleib der Schweiz in der Unesco unter
diesen Bedingungen nicht mit dem Neutralitdtsgebot vereinbar, weshalb man dem
Beispiel der USA und Israels folgen und aus der Organisation austreten solle.

In seiner Stellungnahme vom Februar 2018 beantragte der Bundesrat die Ablehnung der
Motion. Der Auftrag der Unesco sei es, durch internationale Zusammenarbeit zu
Frieden und nachhaltiger Entwicklung in den Bereichen Bildung, Wissenschaft, Kultur
und Kommunikation beizutragen, wozu auch der Schutz und die Wahrung des
Welterbes zéhlten. Besonders dort, wo Kulturglter sich in Konfliktzonen befanden,
spiele die Organisation eine bedeutende Rolle in der Dialogprofilierung zwischen den
Konfliktparteien, womit der Schutz des Kulturerbes geférdert werden kénne. Daher
stelle der Bundesrat das Engagement der Schweiz flur die UN-Organisation nicht
infrage.

Der Austritt der USA und die jlungst ihrerseits erfolgte Anerkennung Jerusalems als
Hauptstadt Israels beeintrachtigten geméss dem Bundesrat den zuvor Uber den
Verhandlungsweg erreichten Frieden der Zweistaatenlésung. Die Schweiz habe zur
Kenntnis genommen, dass bezlglich der geweihten Statten in Jerusalem der Status quo
gewahrt werden soll. Schon seit geraumer Zeit unterstutze sie die Entsendung einer
unabhangigen Mission zur faktenbasierten Lagebeurteilung und wie Bundesrat Cassis in
der anschliessenden Nationalratsdebatte im Juni auch anflhrte, anerkenne die
angesprochene Resolution die Bedeutung der Altstadt von Jerusalem und ihrer Mauern
flr séamtliche monotheistischen Religionen. Ebenso wurde bei der Aufnahme der
Altstadt von Hebron in die Welterbeliste darauf verwiesen, dass es sich hierbei um eine
Statte handle, die allen drei Religionen zur Austibung der jeweiligen Riten und Praktiken
frei zugéanglich sei. Mit ihrem Verbleib in der Unesco solle die Schweiz daftr Sorge
tragen, dass diese auch effizient und richtig funktioniert.

Im Nationalrat schienen die bundesratlichen Argumente auf Anklang zu stossen: Die
Motion wurde mit 127 zu 54 Stimmen bei 11 Enthaltungen und ohne weitere
Wortmeldungen abgelehnt. ¢

1) APS-Zeitungs- und Inserateanalyse zu den Abstimmungen vom 7. Méarz 2021; Medienmitteilung BR vom 19.1.21; Mitteilung
der Universitat Luzern vom 17.12.20; NZZ, 4.7.,10.7.,15.7.20; TG, 22.7.20; TA, 5.11.20; LT, 8.12.,12.12., 15.12.20; CdT, WW,
7.1.21; NZZ, 8.1.21; TG, 14.1.21; AZ, 15.1.21; CdT, 16.1.21; TZ, 18.1.21; AZ, CdT, Exp, Lib, NF, TG, 20.1.21; CdT, WW, 21.1.21; LT, TA,
TG, 22.1.21; CdT, Lib, NZZ, 23.1.21; CdT, LT, TG, 26.1.21; LT, TA, 27.1.21; LT, TG, TZ, WOZ, WW, 28.1.21; CdT, TA, 29.1.21; AZ, CdT,
Exp, Lib, NF, NZZ, 30.1.21; SoZ, 31.1.21; CdT, 1.2.21; AZ, Bund, CdT, LT, 2.2.21; BZ, CdT, LZ, NZZ, 3.2.21; CdT, LZ, NZZ, 4.2.21;
CdT, LT, TA, 5.2.21; AZ, CdT, NZZ, SZ, TA, 6.2.21; AZ, CdT, LZ, 8.2.21; CdT, Exp, LT, Lib, NF, NZZ, SGT, SZ, TA, TG, 9.2.21; 24H,
AZ, LT, TG, TZ,10.2.21; CdT, LT, WOZ, 11.2.21; BU, LT, QJ, TZ, 12.2.21; BaZ, Lib, 13.2.21; So-Bli, SoZ, 14.2.21; Blick, CdT, 15.2.21;
AZ, CdT, LT, NZZ, 16.2.21; AZ, BaZ, CdT, Exp, 17.2.21; AVF, NZZ, TA, WOZ, WW, 18.2.21; AZ, BaZ, CdT, LT, TA, TZ, 19.2.21; Bund,
CdT, Exp, NZZ, TA, 20.2.21; So-Bli, 21.2.21; CdT, LT, TA, TZ, 22.2.21; CdT, LT, NZZ, QJ, SGT, 23.2.21; CdT, LT, TA, TG, TZ, 24.2.21;
AZ, CdT, Lib, NZZ, QJ, SZ, TA, WOZ, WW, 25.2.21; SZ, 26.2.21; AVF, AZ, CdT, Exp, LT, Lib, NF, TA, 27.2.21; So-Bli, 28.2.21; AZ,
CdT, NZZ, SGT, 1.3.21; NZZ, 2.3.21; Exp, LT, NF, 3.3.21; CdT, LT, NZZ, TA, WW, 4.3.21; TG, 5.3.21; NZZ, 6.3.21

2) WoZ, 7.10.04.; BO CN, 2004, Annexes IV, p. 531s.

3) BO CN, 2006, Annexes V, p. 214 ss. ; LT, 31.7 et 3.8.06; LT, 7.9.06.

4) BO CE, 2019, p. 141ss.; BO CN, 2019, p. 515 ss.; FF, 2019, p. 1483 ss.

5) AB SR, 2020, S. 487 ff.

6) MENA-Strategie; Medienmitteilung Bundesrat vom 14.10.20

7) Mo. 23.4312; Po. 23.4313

8) Medienmitteilung BR vom 11.10.23

9) Suisse, 3.12.88; 24 Heures, 17.12., 21.12. et 24.12.88; JdG, 19.12. et 23.12.88; NZZ, 23.12.88; L'Hebdo, 22.12.88.

10) BO CN, 1992, p.2200s.; NZZ, 16.1.92; NQ, 29.1.92; JdG, 2.3.92; Bund, 14.11.92.

1) FF, IV, 1994, p. 1ss.; FF, IV, 1994, p. 995 ss.; Presse des 13.4, 15.4 et 16.4.94.

12) Presse des 24.3, 15.10 (Arbenz) et 19.10.94 (Felber).

13) 24 Heures, 10.1.95; presse des 15.6 et du 7.12 au 9.12.95; JdG, 19.8.95.

14) Presse du 21.7 au 22.7.04.

15) Medienmitteilung EDA vom 29.9.11.

16) Lib, 29.11.12.

17) Medienmitteilung EDA vom 4.11.22; Medienmitteilung EDA vom 7.11.22

18) NZZ,15.3., 27.5., 28.8., 29.8. et 3.10.80; Ww, 28.5. et 3.9.80; Suisse, 28.8.80; 24 Heures, 29.8.80 et 24.10.80; JdG, 1.9.80.
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19) NZZ, 120, 27.5.80; Ww, 22, 28.5.80 (interview du CF Aubert); 24 Heures, 248, 24.10.80; cf. NZZ, 63.15.3.80
(reconnaissance de I'OLP par I'Autriche).

20) BO CN, 1981, p. 450 s.; BaZ, 1.6., 29.6.81; NZZ, 8.7.81; Suisse, 10.7.81; JdG, 11.7.81; Presse du 15.7.81; SCT, 15.7.81

21) BO CE, 1993, p. 753 s.; BO CE, 1993, p. 800 ss.; BO CN, 1993, p. 1178 ss.; BO CN, 1993, p. 1584 s.; BO CN, 1993, p. 1686 s.;
FF,1,1993, p. 1417 ss.; FF, 1, 1993, p. 1430 ss.; FF, Il, 1993, p. 821 ss.

22) NZZ et 24 Heures, 25.5.94.

23) Suisse et NQ, 28.1.94; presse des 1.2 et 1.11.94 (Conférence de Casablanca).

24) BZ, 23.8.94; NZZ, 5.7 et 24.12.94.

25) LT, 9.4.98; Bund, 16.5.98; presse du 16 au 20.5.98

26) LT, 9-11.4.01; LT, 12.11.01; TG, 30.3.01; Lib., 3.3.01; LT, 9.2.01; 24h, 15.12.01.

27) LT, 19-20.2.01.67

28) BO CN, 2002, p. 453 ss.; Lib., 21.3.02; presse du 23.3.02.

29) Presse des 11.4 et 26.4.02.

30) Presse du 28.5.03 et du 12.8.03.

31) Presse du 14.1, du 3.2, du 20.2 et du 23.2.04; NZZ, 25.2.04; NF, 25.2.04; LT, 1.5.04; NZZ, 28.5.04 et communiqué de
presse du DFAE du 24.5.04; presse du 25.6 au 29.6, du 17.8, du 24.9, du 12.10, du 12.11 et des 26.11, 27.11 et 29.11.04.

32) BO CN, 2004, p. 490; 24h, 3.2.04.

33) Iv. pa. Sommaruga : 04.466.

34) Iv. pa. Vischer : 04.477.

35) LT, 4.2.05; Lib., 7.2.05; NZZ, 26.2 et 30.3.05; TG, 18.6.05; LT, 24.6.05; 24h, 28.6.05; communiqué de presse du DFAE,
25.7.05; LT, 3.8, 14.10 et 31.10.05; QJ, 29.11.05; NZZ, 15.12.05.

36) 24h,12.2.07; NZZ, 6.3.07; NZZ, 10.4.07; communiqué de presse du CF, 8.56.07; presse du 12.6.07; communiqués de presse
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